
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt 
Frauenfeld Protokoll des Gemeinderates 
 
 
 
 

Protokoll der 24. Sitzung des Gemeinderats Frauenfeld  

vom Mittwoch, 20. September 2017, 18:00 Uhr im Rathaus 

  

 

 

Vorsitz: Gemeinderatspräsidentin Susanna Dreyer 

  

  

  

Namensaufruf: 35 anwesende Mitglieder 

  

  

  

Entschuldigt: Gemeinderat Elio Bohner, Gemeinderat Heinrich Christ, Gemeinde-

rat Stefan Geiges, Gemeinderat Peter Hausammann, Gemeinderat 

Benjamin Stricker Zirfass 

  

  

  

Mitanwesend: 5 Stadtratsmitglieder 

  

  

  

Gemeinderatssekretär: Herbert Vetter 

 

 

 

- - - 

 

 

 

Traktanden 

 

135   Mitteilungen 

136   Fragestunde 

    

 

- - - 



 

 

608 

Gemeinderatspräsidentin Susanna Dreyer (CVP): Sehr geehrter Herr Stadtpräsident, sehr 

geehrte Damen und Herren Stadträte, liebe Ratskolleginnen und –kollegen, geschätzte Damen 

und Herren Besucher auf der Galerie, geschätzte Medienvertreter, ich begrüsse Sie herzlich zur 

heutigen 24. Gemeinderatssitzung. Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass auf der Galerie das 

Fotografieren, das Filmen sowie Tonaufnahmen gemäss Art. 28 des Geschäftsreglements für 

den Gemeinderat nicht gestattet sind.  

 

Am Freitag den 1. September hat das traditionelle Fussballspiel FC Gemeinderat gegen FC Stadt-

verwaltung stattgefunden. Bei erster Herbstkälte und Regen haben die beiden Mannschaften 

alles gegeben und um einen Sieg gekämpft. Ich gratuliere an dieser Stelle beiden Mannschaften, 

denn Mitmachen zählt. Schlussendlich war der FC Stadtverwaltung mit 5:1 Toren die Ge-

winnermannschaft. Unsere Gemeinderatskolleginnen und –kollegen haben bis zum Schluss ge-

kämpft, aber die Mannschaft der Stadtverwaltung war stärker und hatte junge Spieler und min-

destens ein Fussballer war dabei. Ich danke allen, die ihren Teil zu dieser schönen Tradition bei-

getragen haben, und es wäre schön gewesen, wenn die Zuschauerzahl etwas grösser gewesen 

wäre.  

 

Ich habe noch eine erfreuliche Mitteilung zu machen. Seit der letzten Sitzung vom 23. August 

2017 haben folgende Gemeinderätinnen ihren Geburtstag gefeiert: Severine Hänni und Ursula 

Duewell. Ich gratuliere euch beiden nachträglich herzlich zum Geburtstag.  

 

Nach erfolgtem Namensaufruf stellt die Gemeinderatspräsidentin fest, dass 35 Mitglieder des 

Gemeinderats anwesend sind.  
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MITTEILUNGEN 

 

Gemeinderatspräsidentin Susanna Dreyer (CVP):  

1. Mit Schreiben vom 24. August 2017 teilte Gemeinderat Marcel Rutz seinen Rücktritt per 31. 

Oktober 2017 mit. Der Rücktritt wurde vom Stadtrat mit Beschluss Nr. 201 am 29. August 

2017 genehmigt. Ich danke Marcel Rutz für seine Arbeit im Gemeinderat und wünsche ihm 

alles Gute, gute Gesundheit, viel Glück und Erfolg für die Zukunft. Mit Beschluss Nr. 201 

vom 24. August 2017 hat uns der Stadtrat mitgeteilt, dass der erste Ersatzkandidat Andreas 

Storrer am 6. September 2017 dem Stadtrat mitgeteilt hat, dass er die Wahl als Mitglied des 

Gemeinderats annehme. 

2. Mit Schreiben vom 1. September 2017 teilte Gemeinderätin Eveline Buff ihren Rücktritt per 

30. September 2017 aus dem Gemeinderat, der Fürsorgekommission und der Flurkommissi-

on mit. Der Rücktritt wurde vom Stadtrat mit Beschluss Nr. 200 am 12. September 2017 ge-

nehmigt und die Stadtkanzlei beauftragt, das Ersatzwahlverfahren einzuleiten. Ich danke 

Eveline Buff für ihre Arbeit im Gemeinderat und wünsche auch ihr alles Gute, viel Glück und 

Erfolg für die Zukunft.  

3. Die einfache Anfrage betreffend „Proaktive Kommunikation betreffend Einbürgerung, ins-

besondere an die Ausländerinnen und Ausländer mit einer B- oder F-

Aufenthaltsbewilligung“ von Gemeinderatsvizepräsidentin Barbara Dätwyler Weber wurde 

mit Beschluss Nr. 203 am 12. September 2017 vom Stadtrat beantwortet.  
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4. Die einfache Anfrage betreffend „Aufhebung Haltestelle Murkart Frauenfeld-Wil-Bahn“ von 

Gemeinderat Robert Zahnd wurde mit Beschluss Nr. 206 am 12. September 2017 vom 

Stadtrat beantwortet. 

5. Mit der Botschaft vom 7. September 2017 haben Sie die Teilrevision des Geschäftsregle-

ments erhalten.  

6. Mit der Botschaft vom 7. September 2017 haben Sie die Teilrevision der Gemeindeordnung 

vom 27. April 1994 erhalten. 

7. An Ihrem Platz finden Sie die Fragen zur heutigen Fragestunde und Sie finden die Botschaft 

Nr. 25 Gesamtrevision Beitragsordnung zur Finanzierung von Verkehrserschliessungsanlagen 

(Perimeterreglement), Änderungen DBU sowie die Botschaft Nr. 26 Alterszentrum Park, 

Parksiedlung Talacker Erhöhung Wohnungspreise auf den 1. Januar 2018 und Anpassung 

Reglement Preise Parksiedlung Talacker. 

 

Da heute keine Abstimmungen geplant sind, verzichte ich auf die Ersatzwahl für das fehlende 

Ratsbüromitglied.  
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FRAGESTUNDE 

 

Gemeinderatspräsidentin Susanna Dreyer (CVP): Gestützt auf Artikel 47 des Geschäftsreg-

lements haben 14 Mitglieder des Rats 29 Fragen termingerecht eingereicht. Der Ablauf der Fra-

gestunde erfolgt wie üblich. Zuerst verliest das jeweils von mir aufgerufene Ratsmitglied am 

Rednerpult die Frage. Diese Frage wird durch die zuständige Stadträtin oder den zuständigen 

Stadtrat oder durch den Stadtpräsidenten beantwortet. Anschliessend hat die fragestellende 

Person die Möglichkeit, gemäss Art. 47 Abs. 3 des Geschäftsreglements eine Ergänzungsfrage 

zu stellen.  

 

Die Liste der Fragen liegt auf Ihrem Platz. Die Fragen wurden nach den Departementen aufgelis-

tet, damit es bei der Beantwortung möglichst wenige Wechsel am Rednerpult gibt. Mit Hilfe der 

Liste wissen die Fragestellenden, wann ihre Frage an der Reihe ist.  

 

Gemeinderat Thomas Gemperle (SVP): Die Stadt Frauenfeld gibt jedes Jahr rund 80‘000 

Franken für Standortmarketing und Tourismus aus. Unter anderem wird damit auch das Touris-

musbüro im Bahnhof Frauenfeld betrieben via die Regio Frauenfeld Tourismus, die damit auch 

unterstützt wird. Mir ist zu Ohren gekommen, dass inmitten der Sommerferien dieses Büro für 

zwei Wochen geschlossen war, trotz bereits beschränkter Öffnungszeiten. Meine Frage an den 

Stadtrat lautet:  

 

Ist dem Stadtrat bekannt, wie die Besucherfrequenz dieses Büros im Bahnhof Frauenfeld aus-

sieht und was wären aus Sicht des Stadtrats die Auswirkungen auf den Tourismus in Frauenfeld, 

wenn man dieses Büro schliessen würde?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Zunächst ein allgemeiner Hinweis zu den zwei Wo-

chen sogenannter Betriebsferien: Betriebsferien, insbesondere solche während der Sommerferi-

en, müssen für ein Tourismusbüro auch in Frauenfeld natürlich tabu sein. Die Schliessung des 

Tourismusbüros am Bahnhof Frauenfeld während der letzten beiden Sommerferienwochen hatte 

aber einen Grund, nämlich eine ausserordentliche personelle Situation. Die Mitarbeiterschaft 
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dort besteht aus drei Personen in Teilzeit. Die eine Person war in den Ferien, bereits länger an-

gekündigt. Die zweite Person war ganz neu als Mitarbeiterin angestellt und die dritte Person, die 

Leiterin, ist schwanger und hatte akute Schwangerschaftsprobleme, weshalb sie krankgeschrie-

ben werden und das Bett hüten musste. Somit war also nur noch jene Mitarbeiterin zur Verfü-

gung, die gerade erst angefangen hatte. Aus diesem Grund hat man beschlossen, das Büro zu 

schliessen, es allerdings nicht einfach ganz zuzumachen. Diese Mitarbeiterin hat gearbeitet. Es 

war täglich besetzt ausser am 31. Juli. Der Touristservice war per E-Mail erreichbar, und wenn 

Leute an der Türe auftauchten, wurden sie auch entsprechend mit Informationen bedient.  

 

Ein allgemeiner Hinweis noch zu den beschränkten Öffnungszeiten: Die Öffnungszeiten sind wie 

folgt: Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag von 10 bis 12 Uhr und 14 bis 18 Uhr, am 

Mittwoch nur am Nachmittag, nämlich 14 bis 18 Uhr, Samstag und Sonntag ist das Büro ge-

schlossen. Die Öffnungszeiten am Vormittag wurden angepasst, da die Statistik zeigte, dass nur 

ganz wenige Kontakte vor 10 Uhr stattfanden. Bis dahin können die Mitarbeiterinnen in Ruhe 

Arbeiten erledigen wie Buchhaltung, Planung, Ausarbeiten von Projekten, Sitzungen und Anfra-

gen usw. Die Öffnungszeiten am Samstag wurden vor sieben Jahren gestrichen, der Samstag 

war sehr schlecht frequentiert und kann mit drei Mitarbeiterinnen in Teilzeit nicht vollständig 

abgedeckt werden.  

 

Zu den Fragen: 

 

Die Besucherstatistik aufgeschlüsselt nach Monaten im Jahr 2017: Im Januar waren es 287, im 

Februar 254, im März 293, im April 327, im Mai 334, im Juni 315, im Juli 289 und im August 

202.  

 

Die Frage, die Gemeinderat Thomas Gemperle dann als zweites gestellt hat, lautet in ihrer Voll-

ständigkeit, weil so, wie sie vorgetragen wurde, könnte man sie missverstehen: „Was sind aus 

Sicht des Stadtrats die Auswirkungen auf den Tourismus in Frauenfeld, wenn das Büro nicht 

einfach geschlossen wäre, sondern inmitten der Sommerferien für zwei Wochen geschlossen 

ist?“ Das war die Frage, die ich hiermit auch beantworte. Die Betriebsferien im Sommer dieses 

Jahres sind eine Ausnahme, die dürfen so nicht wieder vorkommen. Es sei denn, es geschehen 

Krankheitsfälle, was wir natürlich alle zusammen nicht hoffen. Daher wird es auch zu keinen 

grösseren Auswirkungen kommen. Das verkleinerte Team war in diesen zwei Wochen anwe-

send, hat die Kundinnen und Kunden bedient, wenn die Nachfrage da war. Übrigens ging beim 

Tourismusbüro selber keine Beschwerde betreffend dieser Ferien ein.  

 

Gemeinderat Thomas Gemperle (SVP): Die Stadt Frauenfeld kommuniziert mit Medienmittei-

lungen und Informationen an den Gemeinderat recht intensiv. Ich habe drei Kommunikationser-

eignisse in der Frage aufgelistet, die mich bewegt haben.  

 

Einerseits wurde dem Gemeinderat im Juni der Jahresbericht der Peregrina-Stiftung verteilt, wo 

ich mich gefragt habe, was der Grund dafür ist. Dann wurde die Einladung für die evangelische 

Allianz, für dieses Fest dem Gemeinderat zugestellt und gegen Ende August gab es eine Medi-

enmitteilung, in der ein Anlass eines Medienunternehmens beworben wurde, dieses Ready, 

Steady, Golf.  

 

Meine Frage an den Stadtrat: Hat die Stadt Frauenfeld ein Kommunikationskonzept und wenn 

ja, wie ist darin definiert, welche Art von Anlässen oder Aktivitäten auch von Vereinen gegen-

über Gemeinderat und Bevölkerung kommuniziert, bekanntgemacht, beworben werden?  
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Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Die Stadt Frauenfeld hat ein Kommunikationskon-

zept. Ich verzichte darauf, das ganze Konzept vorzulesen, aber zugespitzt auf die Fragestellung: 

Medienmitteilungen werden grundsätzlich an die Mitglieder des Gemeinderats verschickt, das ist 

bekannt und das wird auch in grösserer Anzahl gemacht. Veranstaltungshinweise oder Berichte 

werden dem Gemeinderat nur mit Zustimmung des Gemeinderatspräsidiums weitergeleitet. Das 

betrifft die Peregrina-Stiftung. Wer Ihnen die Einladung der evangelischen Allianz postalisch zu-

geleitet hat, entzieht sich unserer Kenntnis, das wurde also nicht von der Stadt gemacht, so wie 

unsere Information diesbezüglich lautet. Allerdings sind sowohl Ihre wie unsere Namen, also 

Stadtrat wie Gemeinderat natürlich den Veranstaltern in der Stadt bekannt und entsprechend 

werden sie diese Mitteilungen versenden. Was die Veranstaltung Ready, Steady, Golf betrifft, 

war aufgrund dessen die Mitteilung so gestaltet oder die Information so aufgegleist, weil SRF 

auf die Stadt zugekommen ist und gesagt hat, wir machen das. Wir auf unserer Seite gedacht 

haben, okay, wenn die zu uns kommen, dann wollen wir Präsenz markieren, wollen zeigen, dass 

die Stadt da ist, sich interessiert und entsprechend haben wir zum einen die Restaurantbesitzer, 

die Gastronomiebetreiber in der Altstadt direkt auf diesen Anlass aufmerksam gemacht, damit 

sie allenfalls offen halten und entsprechend Gästefrequenzen aufnehmen können. Auf der an-

deren Seite haben wir diese Medienmitteilung gemacht aufgrund dessen, dass wir die Öffent-

lichkeitswirksamkeit dieses Anlasses als gross und als deshalb für die Stadt wichtig eingeschätzt 

haben.  

 

Gemeinderätin Félicie Haueter (SP): Die erste Frage betrifft das Thema Läden im Zentrum. In 

der Altstadt und Vorstadt gehen immer wieder Läden ein. Es gibt gerade auch jetzt eine leere 

Stelle. Unseren Informationen zufolge hat dies auch mit überhöhten Mietpreisen zu tun. Wie 

geht die Stadt damit um? Sucht sie das Gespräch mit den Immobilienbesitzern?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Die Aufwertung und die Belebung der Frauenfelder 

Innenstadt ist eines der Schlüsselprojekte der Stadtentwicklung Frauenfeld. Aufbauend auf einer 

Reihe von Studien und Plänen wurde mit der Nutzungsstrategie Altstadt und Innenstadt 2014 

mit Zielen und mit zahlreichen Massnahmen die Basis für das aktuelle Vorgehen in diesem 

Schlüsselprojekt gelegt. Die Erarbeitung der Nutzungsstrategie erfolgte in mehreren Workshops 

zusammen mit den Direktbetroffenen, also dem Gewerbe, Bewohnern wie auch Eigentümern 

von Liegenschaften in der Altstadt. Auch dem Stadtrat ist natürlich nicht verborgen geblieben, 

dass in jüngster Zeit die Situation im Detailhandel zu diesen Leerständen in der Altstadt geführt 

und dass sich das Umfeld verschärft hat. Es zeichnen sich zum Teil jedoch, das darf ich auch 

sagen, wieder Nachmietungen ab, solche sind uns bekannt. Wir beobachten aber die Leerstände 

stets und wir nehmen teilweise auch gezielt mit den Eigentümern Kontakt auf. Ich muss aller-

dings hier auch sagen, dass dies nicht von jedem Eigentümer positiv aufgenommen wird. Wir 

bieten ihnen ja einfach Dienstleistungen und Unterstützung unsererseits an. Aufbauend auf der 

gemeinsamen Erarbeitung der Nutzungsstrategie werden wir zusammen mit der IG Fit Gewerbe 

und Eigentümer regelmässig zu Informationsaustauschen einladen, haben wir in der Vergan-

genheit gemacht und werden wir auch wieder tun. Also wir bleiben in diesem ständigen Kon-

takt. Was die Mietpreise an sich betrifft, die können wir nur dort beeinflussen, wo wir selber 

Liegenschaftseigentümer sind, sonst wird, wie man so schön sagt, der Markt das irgendwann 

einmal regulieren.  

 

Gemeinderat Robin Kurzbein (CH): Meine erste Frage kommt daher, dass ich in Kloten, wo 

ich als Mitarbeiter der Stadt Kloten arbeite, für meinen eigenen Parkplatz auch bezahlen muss. 

Ich finde, wenn ich in Kloten arbeiten würde, fände ich das einen Anreiz, um dann eher mit dem 

Velo zu gehen, wenn ich gleichzeitig dort wohne. Deshalb meine Frage an den Stadtrat:  
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Verfügt die Stadt Frauenfeld über ein einheitliches Parkierungsreglement für ihre Mitarbeiten-

den? Und wäre sie bereit, Anreize zu schaffen, damit ihre Mitarbeitenden mit dem Velo oder 

dem ÖV zur Arbeit gelangen?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Die Stadt Frauenfeld beschäftigt ihre rund 700 Mit-

arbeitenden an über 20 Standorten mit unterschiedlicher Infrastruktur und auch mit unter-

schiedlichen örtlichen Gegebenheiten. Teilweise sind stadteigene Parkplätze in unterschiedlicher 

Anzahl auf dem Gelände der Stadt vorhanden, teilweise nicht. Auch ist das Angebot an öffentli-

chen Parkplätzen an den Standorten sehr unterschiedlich sowie auch die Bewirtschaftung der 

Parkplätze, die dort in der Nähe sind. Dazu kommt, dass der Bedarf an Parkplätzen aufgrund der 

unterschiedlichen Arbeitsbedingungen der Mitarbeitenden ebenfalls variiert. Der Stadtrat hat das 

Thema „Einheitliches Parkierungsreglement“ in drei Grundsatzdiskussionen Ende 2016, Anfang 

2017 eingehend diskutiert, und mit Einbezug der Amtsleiterkonferenz und aufgrund der oben 

geschilderten Situation ist der Stadtrat zum Schluss gekommen, dass ein einheitliches Parkie-

rungsreglement zum derzeitigen Zeitpunkt nicht umsetzbar ist. Was die Anreise zur Arbeit mit 

dem Velo oder dem ÖV und die Unterstützung und Förderung desselben betrifft, so haben die 

Mitarbeitenden die Möglichkeiten zum verbilligten Bezug eines ÖV-Abos und auch von Reka-

schecks, die ebenfalls für den ÖV eingesetzt werden können, das in Anlehnung an das, was 

auch der Kanton und andere öffentliche Institutionen machen. Auch macht die Stadt jeweils bei 

der Aktion Bike to Work mit und bietet dieses Jahr am Personalanlass einen Bike-Fahrtechnikkurs 

an, um allfälligen Unfällen vorzubeugen. Es geschehen dann allerdings mit Töffs Unfälle, aber 

das sei auf einem anderen Blatt geschrieben. Ebenfalls besteht bei der Stadt Frauenfeld die Mög-

lichkeit, einen Teil der Arbeit im Home-Office zu erledigen, was das Fahren oder die Fahrten zur 

Arbeit auch reduzieren kann. Da wird es per 1. Januar 2018 eine im begrenzten Rahmen zeitli-

che Ausdehnung dieser Möglichkeit geben, also von einem halben auf einen ganzen Tag pro 

Woche.  

 

Gemeinderat Robin Kurzbein (CH): Danke erstmals. Du hast gesagt, dass zum jetzigen Zeit-

punkt ein einheitliches Parkierungsreglement nicht realisierbar ist. Wäre es ein Ziel des Stadtrats, 

eines Tages ein einheitliches Parkierungsreglement zu haben? Weiss der Stadtrat zum Beispiel, 

ob es auch genügend Veloparkplätze bzw. Velounterstände an den jeweiligen städtischen Ein-

richtungen hat?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Bezüglich Velounterständen haben wir keine Erhe-

bungen gemacht. Ich kann es nur von hier unten sagen, beim Rathaus ist einer vorhanden. Man 

steht eng auf eng, ich habe selber mein Fahrrad auch schon irgendwo hineingequetscht, aber es 

ist vorhanden. Was die genügende Anzahl betrifft, kann man vielleicht am einen oder anderen 

Ort sagen – hmm schwierig. Wir haben es diskutiert mit der Fragestellung, ob es ein Ziel sein 

soll. Zum jetzigen Zeitpunkt können wir aufgrund dieser sehr unterschiedlichen Gegebenheiten 

sagen, es ist auch nicht etwas, was wir jetzt in der nächsten Zeit beabsichtigen, aber wir schlies-

sen es nicht für alle Ewigkeit aus.  

 

Gemeinderat Robin Kurzbein (CH): Bei der zweiten Frage geht es ebenfalls um die Belebung 

der Altstadt/Innenstadt. Wie bereits Kollegin Haueter gesagt hat, dass eines der entscheidenden 

Kriterien der Ladenmix ist. Die Überlegung ist folgende: Wenn die Stadt Immobilien in dieser 

Zone kaufen würde, könnte sie mehr mitbestimmen und zur Belebung beitragen und allenfalls 

gleichzeitig ihr Geld gut anlegen. Welches ist die Haltung des Stadtrats zu diesem Thema?  
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Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Ein Kauf von Liegenschaften in der Altstadt ist sicher 

nicht ausgeschlossen. Die Stadt besitzt ja bereits in der Altstadt/Innenstadt ein Gebäude, das 

Reding-Haus zum Beispiel ist im Besitz der Stadt. Es ist allerdings so, wir gehen daran, eine Lie-

genschaftenstrategie zu erarbeiten, wo, wie und mit welchen Zielen wir seitens Stadt öffentliche 

Mittel im Bereich der Liegenschaften und Grundstücke einsetzen wollen. Allerdings gibt es da 

verschiedene Ziele, die damit verfolgt werden müssen. Es gibt ein Reglement zur Förderung des 

kostengünstigen Wohnens, das muss man zum Beispiel miteinbeziehen. Es gibt Überlegungen 

im Sinn der Wirtschaftsförderung, die da miteinbezogen sein wollen. Und es gibt die Idee, in der 

Innenstadt allfällige Gebäude zu erwerben, allerdings, und das ist die andere Seite, sind auch 

begrenzte Mittel vorhanden. Das Landkreditkonto ist mit 25 Mio. Franken bestückt, aber davon 

sind 17 oder 18 Mio. Franken gebunden, da ist der Spielraum nicht mehr gross. Darum werden 

wir in dieser Liegenschaftenstrategie auch anschauen, welche Gebäude unter Umständen nicht 

mehr im Besitz der Stadt sein sollen, welche Liegenschaften unter Umständen nicht mehr zu uns 

gehören sollen. Bevor diese Sachen nicht wirklich fundiert erarbeitet worden sind, können wir 

auch keine konkreten Aussagen dazu machen, was wir in der Alt- und Innenstadt vorhaben.  

 

Gemeinderat Robin Kurzbein (CH): Vielen Dank auch für die Aussicht. Jetzt sehe ich, dass 

man aktiv daran herumdenkt und dass vieles dann erarbeitet wird. Können Sie abschätzen, 

wann man da ein bisschen besser Bescheid weiss? Geht es da um ein Jahr, um drei, vier, fünf 

Jahre?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Es ist die Planung, dass wir 2018/2019 diese Liegen-

schaftenstrategie erarbeiten.  

 

Gemeinderatsvizepräsidentin Barbara Dätwyler Weber (SP): Nach einer sehr interessanten 

Zeitungslektüre zu den Mietbedingungen in den grösseren Schweizer Städten habe ich mich 

gefragt, wie es denn in Frauenfeld so mit den Mietwohnungen aussieht. Die Thurgauer Zeitung 

hat dann auch noch gleich einen Artikel nachgedoppelt, habe ich gemerkt. Trotzdem stelle ich 

jetzt meine Fragen:  

 

Wie hoch ist zurzeit der Mietpreisindex in Frauenfeld?  

Wo liegen wir mit der Leerwohnungsquote im Schweizer Vergleich?  

Und wie sieht die Immobilienlage mit Familienwohnungen von vier bis sechs Zimmern aus? Da 

die Stadt Frauenfeld sich ja als kinderfreundliche Stadt präsentiert, sollte ein Fokus darauf liegen.  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Der Mietpreisindex, den das Bundesamt für Statistik 

BFS im Rahmen des Landesindexes für Konsumentenpreise erstellt, zeigt die Entwicklung der 

Mieten bezogen auf ein Basisjahr. Für das Basisjahr wird ein Indexwert von 100 festgelegt. Stei-

gen die Mieten im darauffolgenden Jahr beispielsweise um 2 %, so steigt der Indexwert auf 

102. Um die Steigerung der Mieten zwischen zwei Jahren zu berechnen, kann man einfach die 

beiden Indexwerte voneinander subtrahieren. Dafür führt das Bundesamt für Statistik nach dem 

Zufallsprinzip monatlich eine Befragung bei 10‘000 Haushalten durch. Wir haben bezogen auf 

Frauenfeld keinen eigenen Mietpreisindex. Der Schweizer Wert lag Ende 2016 bei 104, im Juni 

2017 bei 101,6. Beides bezogen auf den Januar 2016. Gewisse grössere Städte erheben den 

Mietpreisindex selbstständig, Frauenfeld macht das nicht, dafür sind wir etwas zu klein.  

 

Gemäss Angaben der Dienststelle für Statistik des Kantons lag der durchschnittliche Mietpreis im 

Bezirk Frauenfeld – sie haben nur Zahlen aus den Jahren 2010 bis 2012 – für eine Vierzimmer-
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wohnung bei 1‘344 Franken, bei einer Fünfzimmerwohnung bei 1‘609 Franken. Das ist aber der 

Bezirk Frauenfeld.  

 

Wo liegen wir mit der Leerwohnungsquote im Schweizer Vergleich? Der Leerwohnungsbestand 

Mitte 2017 beträgt 109 Wohnungen, das waren im Vorjahr 135. Die Leerwohnungsziffer Mitte 

2017 in Frauenfeld beträgt eben diese 0,89 %, die bereits in der Zeitung standen, Vorjahr 

1,12 %. Die Leerwohnungsziffer Mitte 2017 in der Schweiz beträgt 1,47 %, im Vorjahr waren 

es 1,3 %.  

 

Wie sieht die Immobilienlage mit Familienwohnungen von vier bis sechs Zimmern aus? Man 

merkt ja, irgendwodurch haben wir immer noch einen Bedarf. Gesamthaft liegt der Leerwoh-

nungsbestand Mitte 2017 bei Wohnungen mit vier und mehr Zimmern bei 54 Wohnungen, im 

Vorjahr waren es 67, also auch hier eine Abnahme. Lichtblick am Horizont: Eine grobe Abschät-

zung ergibt, dass momentan ca. 250 Familienwohnungen = vier Zimmer und mehr im Bau oder 

bewilligt sind. Es ist also etwas Licht am Horizont.  

 

Gemeinderat Romeo Küng (SVP): In der Fragestunde vom November 2016 wurde dem Ge-

meinderat versprochen, zukünftig Einsicht in die Geschäftsberichte der Compogas Winterthur 

AG zu erhalten. Bis zum heutigen Tag ist dies aber leider nicht geschehen. Ich bitte den Stadtrat 

um Beantwortung der folgenden Fragen:  

 

Warum konnte der Gemeinderat bis dato noch immer keine Einsicht in die Geschäftsberichte der 

Compogas Winterthur AG nehmen?  

Wann bekommt der Gemeinderat Einsicht in die Geschäftsberichte?  

Sind bezüglich der Beteiligung der Stadt Frauenfeld an der Compogas Winterthur AG vertragli-

che Veränderungen vorgenommen worden?  

Und zum Schluss: Welche Personen vertreten die Stadt Frauenfeld als Aktionäre?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Im Zusammenhang mit dem Untersuchungsbericht 

zur Wärme Frauenfeld AG wurden diverse Verbesserungsmassnahmen kommuniziert, unter an-

derem wurde eine Regelung bezüglich dem Umgang mit den städtischen Beteiligungen in Aus-

sicht gestellt. Es wurde ein Entwurf einer Verordnung zur sogenannten Public Coorporate 

Governance dem Stadtrat vorgelegt. Dieser wird jetzt in einem nächsten Schritt im Herbst mit 

der GPK Finanzen und Administration besprochen. Es ist das Ziel, diese Verordnung per 1. Janu-

ar 2018 in Kraft zu setzen. Darin geregelt ist auch die Berichterstattung an den Gemeinderat. Sie 

können davon ausgehen, dass Sie künftig den Geschäftsbericht der Compogas Winterthur AG 

im Rahmen dieser Verordnung zur Kenntnis erhalten werden.  

 

Die Beteiligung beträgt gemäss Gemeinderatsbeschluss aus dem Jahr 2011 unverändert 560‘000 

Franken, das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt 4 Mio. Franken und der kaufmännische Lei-

ter der Werkbetriebe vertritt die Interessen der Stadt im Verwaltungsrat.  

 

Gemeinderat Romeo Küng (SVP): Bezüglich vertraglicher Veränderungen in Frage 3 und nicht 

der Beteiligung: Hat es vertragliche Veränderungen gegeben?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Keine vertraglichen Veränderungen.  

 

Gemeinderat Romeo Küng (SVP): Zur Frage 4: Nicht als Verwaltungsrat, sondern welche Per-

son die Stadt als Aktionär vertritt?  
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Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Aktionärsvertreter bei den Versammlungen – das 

weiss ich im Moment nicht. Ich hatte die Frage hinsichtlich VR verstanden. Das tut mir leid. Ich 

werde das nachreichen.  

 

Gemeinderat Peter Heri (GP): Frauenfeld wird gern auch als Festhütte der Schweiz bezeichnet. 

An gewissen Wochenenden jagt eine Veranstaltung die andere und das Ruhebedürfnis der Be-

völkerung wird arg strapaziert. Kann sich der Stadtrat vorstellen, als Kontrast dazu einen Tag 

oder ein Wochenende der Ruhe zu veranstalten?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Die Veranstaltungen in der Stadt Frauenfeld werden 

zum grössten Teil ja nicht durch die Stadt vorbereitet und durchgeführt. Einen Tag oder ein Wo-

chenende der Ruhe zu veranstalten, würde deshalb auch bedingen, dass alle mitmachen. Ver-

ordnen lässt sich eine solche Ruhe kaum, jedoch ist der Stadtrat auch der Meinung, dass es viele 

ruhige Wochen und Wochenenden gibt, wenn man das ganze Jahr und insbesondere auch die 

hohen Feiertage, die ja nach wie vor gesetzlich geschützt sind, wo wir einen besonderen Schutz 

geniessen, anschaut. Deshalb ist die Stadt jetzt nicht daran, einen Tag der Ruhe zu organisieren.  

 

Gemeinderat Peter Heri (GP): Diesen Sommer konnten vermehrt Autos beobachtet bzw. ge-

hört werden, die durch sehr starke Lärmentwicklung auf sich aufmerksam machen. Die Fahre-

rinnen und Fahrer drehen ihre Runden bevorzugt durch die Grabenstrasse Richtung Migrolino 

beim Bahnhofplatz, dann durch den unterirdischen Kreisel die Rheinstrasse hinauf und wieder in 

die Grabenstrasse. Mit Start der Baustelle in der Grabenstrasse ist diese Strecke zwar gesperrt, 

der Migrolino wird aber einfach aus der Gegenrichtung angefahren. Welche Mittel stehen dem 

Stadtrat zur Verfügung, um diesem lärmigen und störenden Treiben ein Ende zu setzen? 

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Das von Gemeinderat Peter Heri geschilderte auffäl-

lige Verhalten von Autofahrerinnen und Autofahrern beschränkt sich leider nicht nur auf Frauen-

feld, es ist ein Phänomen, das mir schon während Studienzeiten in Zürich am Limmatquai aufge-

fallen ist. Es ist also auf vielen Strassen ein Ärgernis. Im Bereich Bahnhof verstärkt sich die Häu-

figkeit, da sich dort ja viele Leute aufhalten, welche durch die Fahrweise beeindruckt werden 

müssen, im Übrigen geschieht dasselbe auch vor der Promenade, weil dort auch viele Leute 

draussen sitzen. Am runden Tisch Bahnhofareal, vertreten sind dort u.a. auch Kantonspolizei 

und Anwohner, ist diese Problematik deshalb auch mehrfach thematisiert worden. Die Kantons-

polizei bringt mit gezielten Kontrollen fehlbare Lenkerinnen und Lenker zur Anzeige. Es ist ja im 

Gesetz in Art. 33 der Verkehrsregelverordnung geregelt, dass Fahrzeugführer jede vermeidbare 

Belästigung von Strassenbenützern und Anwohnern, namentlich durch Lärm, Staub, Rauch und 

Geruch zu unterlassen und das Erschrecken von Tieren übrigens auch, möglichst zu vermeiden 

haben. Dazu sind in dieser Verordnung auch einige Beispiele aufgeführt. a) andauerndes un-

sachgemässes Benützen des Anlassers und unnötiges Vorwärmen und Laufenlassen des Motors 

stillstehender Fahrzeuge, b) hohe Drehzahlen des Motors im Leerlauf oder beim Fahren in nied-

rigen Gängen, c) zu schnelles Beschleunigen des Fahrzeugs, namentlich beim Anfahren – wenn 

man „en Schwarze“ liegenlässt, wie man so schön sagt. Und d) fortgesetztes unnötiges Herum-

fahren in Ortschaften. Da würde das Zirkulieren vor der Promenade zum Beispiel dazugehören. 

Aber die Problematik liegt in der Beweislage. Ab wann wird ein Fahrzeug zu schnell beschleu-

nigt? Wie wird fortgesetztes unnötiges Herumfahren in der Öffentlichkeit oder in Ortschaften 

gemessen? Die Zufahrt über die Oberstadtstrasse auf den Bahnhofplatz ist für Kunden erlaubt. 

Diejenigen, die dort eine Verrichtung innerhalb des Rayons zu verrichten haben, können vorfah-

ren, die anderen nicht. Also nicht für die Durchfahrt. Meist wird dann vor dem Migrolino ein 

Zwischenstopp eingelegt, um ein Kundenverhalten vorzutäuschen oder um sich dort zu verabre-
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den. Unnötiges Herumfahren und Verursachen von unnötigen Lärmemissionen müssen eben 

über längere Zeit beobachtet und dokumentiert werden, bis eine Anzeige erstattet werden 

kann. Deshalb ist es auch eher so, dass die Polizei dies mit Kontrollen macht, allerdings sobald 

die Polizei vor Ort ist, geht es mit dem Handy sehr schnell und alle anderen sind gewarnt. Also 

man hat vielleicht ein, zwei Fische, die im Netz zappeln, aber der Rest wird sicher nicht mehr 

auftauchen. Die Kantonspolizei führt trotzdem regelmässig Kontrollen durch und ahndet dann 

auch die entsprechenden Fahrzeuglenker, auch jene, die den Migrolino von Osten her anfahren, 

was nicht erlaubt ist. Für uns als Stadtrat besteht lediglich die Möglichkeit zu überprüfen, ob das 

Fahrverbot mit dem Zusatz „Kunden erlaubt“ noch sinnvoll ist. Wir sind der Meinung, dass das 

Fahrverbot mit Zubringerdienst dem ansässigen Gewerbe den Zugang gewährt und deshalb 

weiterhin ermöglicht werden soll.  

 

Gemeinderat Peter Heri (GP): Dieses Fahrverbot mit „Zubringerdienst“ ist bei der Weiterent-

wicklung dieses Gebiets sicher noch einmal zu diskutieren.  

 

Gemeinderat Pascal Frey (SP): Am 27. Juni 2017 habe ich meine Tochter in die Waldspiel-

gruppe gebracht. Diese befindet sich im Purehölzli gleich hinter dem Friedhof Oberkirch. Damals 

fand das Abschlussfest statt und die Betreuerinnen haben sich bereits vorher im Wald getroffen, 

um einzurichten. Bei der Anfahrt konnten wir noch beobachten, wie die Polizei davongefahren 

ist und sie haben uns dann informiert, dass der Grund dafür zwei Huskys gewesen seien, die 

ohne zuständige Halterin oder Halter unterwegs gewesen seien und dass diese auf der Wiese 

vor dem Wald die Kühe zusammengetrieben und ebenfalls angegriffen haben. Nun zu meiner 

Frage:  

 

Ist der beschriebene Vorfall dem Stadtrat bekannt und was wird in so einem Fall unternommen?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Der Fall ist den zuständigen Einwohnerdiensten be-

kannt. Aufgrund eines früheren Vorfalls und im Zusammenhang mit den obligatorischen Hun-

deerziehungskursen sowie dem Vorfall vom 27. Juni wurde mit der Hundetrainerin der beiden 

Hunde Kontakt aufgenommen. Als Sofortmassnahme wurde der Hundehalter verpflichtet, einen 

Hundezwinger anzuschaffen und die Hunde nur noch einzeln aus dem Zwinger zu lassen. Aus-

serdem wurde dem Hundehalter mitgeteilt, dass bei neuen Vorfällen weitere Massnahmen ge-

mäss Paragraph 7 Hundegesetz ergriffen werden könnten. Dazu gehört beispielsweise eine 

Maulkorbpflicht oder eine langjährige Therapie oder der Entzug eines oder beider Hunde. Durch 

die Polizei erfolgte eine Verzeigung bei der Staatsanwaltschaft wegen Nichtnachkommen der 

Aufsichtspflicht und Gefährdung von Tieren, Kühen in diesem Fall.  

 

Gemeinderat Pascal Frey (SP): Kommen solche Vorfälle bis zum Stadtrat oder wird das bei 

den Einwohnerdiensten abgehandelt?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Das wird in den Einwohnerdiensten abgehhandelt, 

weil das auch von dort mit genügend gutem Sachverstand abgehandelt werden kann.  

 

Gemeinderat Christoph Keller (SVP): Die Feuerwehr ist eine Organisation, auf die wir uns in 

verschiedenen Fällen verlassen können wollen. Wer regelmässig die Presse liest, hat schon ver-

schiedentlich von Nachwuchssorgen der verschiedenen Feuerwehrcorps vernommen. Erfreuli-

cherweise sind diese Berichte in letzter Zeit aber eher seltener zu lesen. Beim Recherchieren zu 

diesem Thema ist mir aufgefallen, dass makabererweise Grossbrände beste Werbung für die 
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Feuerwehr darstellen sollen. Da ich mich lieber nicht als Brandstifter betätigen möchte, stelle ich 

hier lieber einige Fragen zum Thema Feuerwehr: 

 

Wie sieht es bezüglich Nachwuchs im Corps der Frauenfelder Feuerwehr aus?  

Was ist das Durchschnittsalter des Corps?  

Wie sieht der Vergleich mit anderen vergleichbaren Feuerwehrcorps aus?  

Wie steht es bezüglich Nachwuchsrekrutierung in den Nachbargemeinden?  

Gibt es allenfalls Bestrebungen für eine vermehrte Zusammenarbeit oder droht schon fast eine 

weitere Zentrumslast?  

Gibt es bezüglich Jugendfeuerwehr schon Trends, dass in absehbarer Zeit eine neue Generation 

von Feuerwehrleuten zu erwarten ist?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Nachwuchs im Corps der Frauenfelder Feuerwehr: 

Die Bestände können gehalten werden. Wir haben als Stützpunktfeuerwehr einen Sollbestand 

von 90 Angehörigen der Feuerwehr, AdF, wie man so schön sagt. Die Tagesverfügbarkeit sinkt 

aber zusehends, das ist die Schwierigkeit. Aktuell werden acht neue Feuerwehrleute ausgebildet, 

welche dann 2018 ins Corps integriert werden. Geeigneten Nachwuchs für die zeitintensiven 

Kaderpositionen zu finden, das wird allerdings zunehmend schwieriger. Da gibt es die Belastun-

gen durch Arbeit, Familie, Freizeit, Feuerwehr und so weiter. Die kommen dann zusammen und 

das ist nicht unbedingt zuträglich für die Kaderrekrutierung. Das Durchschnittsalter bei der Feu-

erwehr Frauenfeld beträgt 37,5 Jahre. Vergleiche werden durch das Feuerschutzamt nicht ange-

stellt, weil die Feuerwehr Sache der Gemeinden ist. Bei uns ist die Dienstpflicht 47 Jahre, übli-

cherweise bleibt man bis 50. Wir sind da also mit 37,5 in einem guten Schnitt.  

 

Nachwuchsrekrutierung in den Nachbargemeinden: Zum Nachwuchs gibt es unterschiedliche 

Zahlen. Meistens können die Sollbestände für die Ortsfeuerwehren von 60 AdF gehalten wer-

den. Aber auch die Nachbargemeinden kämpfen mit einer schwindenden Tagesverfügbarkeit, 

weil viele AdF auswärts arbeiten.  

 

Eine Zusammenarbeit mit anderen oder ob da wieder eine Zentrumslast droht. Es kann festge-

halten werden, die Feuerwehren, ob klein oder gross, beschäftigen sich alle mit den ähnlichen 

Themen, eben fehlende Tagesverfügbarkeit, zunehmende Ansprüche, Normen an Materialun-

terhalt, gestiegene Anforderungen an die Ausbildung oder eben auch fehlendes Kader. Unter 

diesen Vorzeichen macht in Zukunft eine verstärkte Zusammenarbeit über die Gemeindegrenzen 

hinaus sehr wohl Sinn. Es ist allerdings so, dass wir dies hier als Angebot gegenüber den umlie-

genden Gemeinden kommunizieren, nicht dass die das Gefühl haben, wir wollen ihnen etwas 

wegnehmen, weil die Feuerwehr in kleinen Gemeinden doch so etwas wie eine Familie ist und 

die wollen wir selbstverständlich diesen Gemeinden nicht streitig machen. Aber wo Anfragen 

kommen, sind wir für diese auch offen.  

 

Trends bezüglich Jugendfeuerwehr: Ein erster Übertritt in die aktive Feuerwehr hat im letzten 

Jahr 2016 schon stattgefunden. Die Jugendfeuerwehr ist eben eine solche Massnahme, um die 

Zukunft auch zu sichern. Die Frauenfelder Jugendfeuerwehr ist auch erfolgreich, hat gerade 

jüngst einen Wettbewerb gewonnen, aber es ist natürlich nicht die einzige Art und Weise, wie 

wir nachfolgende Feuerwehrleute rekrutieren. Wie jeder Verein kämpfen auch die Frauenfelder 

Feuerwehr und die Jugendfeuerwehr mit personellen Schwankungen. Speziell die bekannte 

Neuorientierung von Jugendlichen im Alter von 16 Jahren führt auch bei der Jugendfeuerwehr 

immer wieder zu Austritten. Aber vielleicht kommen sie dann, wenn diese wilden Zeiten vorbei 

sind, gern zur Erwachsenenfeuerwehr. 
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Gemeinderat Fredi Marty (MproF): Nach der Diskussion zum Thema „Leben und Begegnen in 

Frauenfeld“ in der Gemeinderatssitzung vom 23. August sollen kulturelle Freiluftveranstaltungen 

wie das „Out in the Green Garden“ auch in Zukunft möglich sein. Die Interpellanten von CH 

und viele Kulturschaffende möchten diesen und weitere Anlässe im Murg-Auen-Park durchfüh-

ren. Der Konflikt mit den Anwohnern schwelt weiter. Diese wollen sich solche Lärmbelästigun-

gen nicht mehr gefallen lassen. Ein Ende des Streits ist nicht in Sicht, zumal Stadtpräsident An-

ders Stokholm unmissverständlich auf einen Bundesgerichtsentscheid hingewiesen hat. Dem-

nach sei es, Zitat TZ vom 25. August – „für Anwohner zumutbar, das Weite zu suchen, wenn 

mit genügender Kommunikation im Voraus lärmige Veranstaltungen von bis zu drei Tagen 

durchgeführt werden“. Die Wortwahl spricht für sich. Jahrzehntelange Steuerzahler sollen das 

Weite suchen. Man höre genau hin. Es fehlt noch das Adverb „gefälligst“, dann wäre die Tonali-

tät noch ein bisschen schärfer. Der Stadtrat weiss ganz genau, dass der Murg-Auen-Park gemäss 

Abstimmungsbotschaft vom 13. November 2011 nicht für solche Anlässe geschaffen wurde. Ich 

wiederhole hier gern zwei zentrale Aussagen über die Ziele und Nutzen des Projekts, die für die 

Einholung des 3,5 Millionen-Kredits bei der Bevölkerung massgeblich waren. Die eine Aussage 

„Vor der Haustüre wird eine Naturlandschaft erhalten, die der Frauenfelder Bevölkerung Na-

turerlebnisse, Erholung und Bewegung ohne lange Anreise ermöglicht“ oder eine sehr zentrale 

Aussage „Eine minimale Infrastruktur ermöglicht die Durchführung von kleineren Veranstaltun-

gen“. Vor diesem Hintergrund frage ich den Stadtrat an: 

 

1. Wie steht der Stadtrat heute zu den Kernaussagen betreffend Nutzung des Parks, die der 

Bevölkerung in der Kreditbotschaft aus dem Jahr 2011 vorgelegt wurden? 

2. Haben die Organisatoren des „Out in the Green Gardens“ in der Zwischenzeit ein Bewilli-

gungsgesuch für die Veranstaltung im Jahr 2018 beim Stadtrat eingereicht?  

3. Wenn ja, welche Chancen hat ein allfälliges Gesuch Stand heute? Dies auch im Hinblick auf 

weitere Anlässe, die unzumutbare Lärmbelästigungen für die Parkanwohner zur Folge ha-

ben.  

4. Wer aus der Stadtverwaltung ist verantwortlich für die Einhaltung der stadträtlichen Leitli-

nien zur Bewilligung von Sonderveranstaltungen im Murg-Auen-Park? Insbesondere für die 

Beschränkung der Besucherzahl auf 1000 Personen. Bitte nennen Sie den Namen der betref-

fenden Person.  

5. Ist der Stadtrat bereit, im schlimmsten Fall eine gerichtliche Auseinandersetzung mit An-

wohnerinnen und Anwohnern in Kauf zu nehmen? Ich stelle diese Frage deshalb, weil unser 

Stadtpräsident in Anbetracht der verhärteten Fronten vorsorglich einen Bundesgerichtsent-

scheid ins Spiel gebracht hat.  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Herr Marty liebt es ja, schon ein bisschen die Ant-

worten vorwegzunehmen mit seiner Art und Weise, die Fragen zu stellen. Ich halte mich an die 

Sachlage.  

 

Der Murg-Auen-Park ist ein naturnaher Park – das ist auch dem Stadtrat ein wichtiges Anliegen 

–, der der ganzen Bevölkerung dienen soll, seien sie Anwohner oder Nutzer. Auch kleinere Ver-

anstaltungen sind darin möglich und sie sind sogar erwünscht, um eben den Park zu beleben, 

damit er nicht von einzelnen Gruppierungen für sich allein beansprucht werden kann. Die im 

Park erstellten Infrastrukturen und die vorhandenen Flächen geben den Rahmen vor, innerhalb 

dessen Veranstaltungen möglich sind. Das ist die Haltung des Stadtrats zu dem, was in der Bot-

schaft versprochen wurde.  
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Es liegt ein Gesuch vor, über das nächstens befunden werden wird. Wenn sich dies innerhalb 

des Rahmens bewegt, den wir gesteckt haben, wird es wie andere Veranstaltungen auch bewil-

ligt werden.  

 

Zuständigkeit: Ich nenne keinen Namen, das ist nicht üblich bei uns. Wir nennen aber gern die 

Funktion. Das Amt für Freizeitanlagen und Sport ist zuständig für Unterhalt und Betrieb der Frei-

zeit- und Sportanlagen, zu denen auch der Murg-Auen-Park gehört. Die Mitarbeitenden weisen 

sämtliche Gesuchstellenden für Anlässe auf die geltenden Regelungen hin und sie büssen auch 

allfällige Verstösse, wenn diese nachgewiesen werden können.  

 

Kulturelle Veranstaltungen werden durch das Amt für Kultur im Bewilligungsverfahren bearbei-

tet. Entscheiden tut immer der Stadtrat in Bezug auf ausserordentliche Veranstaltungen und in 

Bezug darauf, welche Rahmenbedingungen diese einzuhalten haben und wie diese überprüft 

werden.  

 

Selbstverständlich, das zur letzten Frage, anerkennt der Stadtrat das Recht jedes einzelnen Bür-

gers, jeder einzelnen Bürgerin, ein Rechtsmittel gegen allfällige Entscheide zu ergreifen und wird 

sich in einem solchen Fall selber auch rechtlich betätigen.  

 

Gemeinderat Fredi Marty (MproF): Mir drängt sich die Frage auf, Herr Stadtpräsident, verste-

hen Sie das „Out in the Green Garden“ als kleinere Veranstaltung?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Das „Out in the Green Garden“ habe ich zwei Mal 

erlebt. Ich habe es im botanischen Garten erlebt und möchte jetzt behaupten, dass der botani-

sche Garten auch nicht gerade durch eine Übergrösse auffällt, dort in meiner Nachbarschaft im 

Übrigen. Ich habe es selber gehört, ich habe bei offenem Fenster schlafen können mit der Mu-

sik, nicht trotz der Musik. Ich denke, in diesem Rahmen, wie es 2015 stattgefunden hat, war es 

eine kleinere Veranstaltung. Im Rahmen, wie es 2016 stattgefunden hat, war es eine zu grosse 

Veranstaltung, das war auch der Grund für die dann diskutierten und eingesetzten Leitlinien. Es 

kommt also immer sehr darauf an, wie eine Veranstaltung aufgegleist und eben mit welchem 

Programm sie dann abgespielt wird.  

 

Gemeinderätin Irina Meyer (GLP): Seit 2015 unterstützt der Kanton die Gemeinden finanziell, 

welche Easyvote, das ist eine Abstimmungshilfe für junge Erwachsene, einführen wollen. Wes-

halb ist das in Frauenfeld noch nicht eingeführt worden?  

 

Stadtpräsident Anders Stokholm (FDP): Für das Erstellen des Abstimmungsbüchleins setzt 

der Bundesrat jeweils eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des Bundesratssprechers ein. Unseres 

Erachtens gelingt es dabei sehr gut, die meist komplexen Sachverhalte auf wenigen Seiten dar-

zustellen. Die Texte sind verständlich formuliert und gut strukturiert. Auch wir finden die Ab-

stimmungsunterlagen von Easyvote sehr ansprechend, deshalb ist auf Anregung von Gemeinde-

rat Christoph Keller der entsprechende Link seit einem Jahr auf unserer Homepage auch aufge-

schaltet. Nach Abzug des Kantonsbeitrags von 1 Franken pro Exemplar würde die Belieferung 

der Stimmberechtigten im Alter zwischen 18 und 25 Jahren die Stadt Frauenfeld rund 11‘000 

Franken pro Jahr kosten. Wie viele junge Erwachsene dank Easyvote zusätzlich an eidgenössi-

schen Abstimmungen teilnehmen würden, ist allerdings schwierig abzuschätzen. Unseres Erach-

tens ist der finanzielle Aufwand unverhältnismässig. Und man könnte auch die Frage stellen, 

warum nur für Junge zusätzliche Anreize schaffen? Es gibt ja noch weitere Bevölkerungsschich-
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ten, die dann auch spezielle Abstimmungsbüchlein fordern könnten. Aus diesen Gründen ist das 

Abonnieren von Easyvote seitens der Stadt Frauenfeld nicht vorgesehen.  

 

Gemeinderätin Irina Meyer (GLP): Meine nächste Frage ist bezüglich der Stadtentwicklung. 

Nimmt die Stadt Frauenfeld bei grösseren Überbauungen Einfluss auf den Wohnungsmix? Hat 

sie da Ziele festgelegt, irgendwie grosse familienfreundliche Wohnungen oder Mehrgeneratio-

nenüberbauungen zu fördern?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Der Stadtrat nimmt bislang keinen Einfluss auf den Wohnungsmix 

von privaten Überbauungen und hat dazu keine Ziele festgelegt. Im Rahmen von Baubewilli-

gungsverfahren besteht dazu keine gesetzliche Grundlage, einen speziellen Wohnungsmix ein-

fordern zu können. Die einzige Ausnahme bildet der Gestaltungsplan, mit dem die Art und das 

Mass der Nutzung in den Sonderbauvorschriften differenziert bestimmt werden könnte. Anders 

sieht es aus, wo die Stadt Grundeigentümerin ist. Da muss ich aber auf die noch offene Liegen-

schaftenstrategie verweisen. Was das Thema Mehrgenerationenwohnen betrifft, sind wir auf 

Grundlage des neuen Reglements Förderung von preisgünstigem Wohnraum aktiv bei einem 

Projekt - ich sage absichtlich einem Projekt, es gibt mehrere – mit einer Genossenschaft in einer 

sehr konstruktiven Zusammenarbeit. Dazu ist auch vorgesehen, bald mehr berichten zu können. 

Zu den Familienwohnungen verweise ich auf die Frage von Gemeinderätin Dätwyler zu den 

Mietwohnungen. Wir haben es gehört, es sind doch rund 250 Familienwohnungen im Bau res-

pektive bewilligt.  

 

Gemeinderat Stefan Vontobel (FDP): In der kürzlich erschienenen Ausgabe des Themenhefts 

Hochparterre vom Juni/Juli 2017 wird unter anderem über das Hüsliquartier Gertwies berichtet. 

Den Mitgliedern des Gemeinderats wurde die Zeitschrift per Post zugesandt. Im Rahmen dieses 

Beitrags wurden vom zuständigen Chefbeamten Aussagen gemacht wie: „Das Neubauviertel 

Gertwies weist in die falsche Richtung.“ „Das Einfamilienhaus ist eine Hypothek für Frauenfeld.“ 

Vielen Einfamilienhausbesitzern in der Stadt und mir als Bewohner des Gertwies sind die Aussa-

gen des Chefbeamten sauer aufgestossen. Das Quartier Gertwies wurde aufgrund eines Zonen-

plans erschlossen und gemäss dem gültigen, vom Stimmbürger gutgeheissenen Baureglement 

erstellt. Weiter wird in diesem Beitrag darüber berichtet, dass die Gemeinde vor sieben Jahren 

Ackerland einzonte, damit ein paar Zuzüger ihren Traum verwirklichen konnten sowie, das war 

nicht die Aussage des Chefbeamten, dass der Chefbeamte bei seinem Amtsantritt offenbar 

klarmachte, dass das Hüsli Geschichte sei. Zum Hinweis der paar Zuzüger in diesem Bericht: Hier 

wurden die Hausaufgaben des Verfassers des Artikels nicht richtig gemacht, leben doch in die-

sem Neubauquartier grossmehrheitlich Frauenfelderinnen und Frauenfelder, die hier aufgewach-

sen sind, zur Schule gingen und Familien hier in Frauenfeld haben. Ich stelle nicht infrage, dass 

wir mit Grund und Boden haushälterisch umgehen müssen, sondern bin über die Art und Weise 

sehr unerfreut, wie sich ein Amtschef äussert und Eigentum von Einfamilienhäusern als Hypo-

thek bezeichnet und letztlich mit seiner Kritik auch die bewilligende Behörde infrage stellt. Mei-

ne Frage an den Stadtrat:  

 

Wie steht er zur geäusserten Kritik an seiner Bewilligungspraxis, die sich meiner Meinung nach 

auf Zonenplan und Baureglement stützt und nicht auf die Meinung des Stadtbaumeisters?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Fachverantwortliche – ich sage absichtlich nicht Beamte, der Beam-

tenstatus ist seit einiger Zeit abgeschafft – der Stadt Frauenfeld sollen sich zu Fachthemen insbe-

sondere in Fachzeitschriften, wie es das Hochparterre ist, frei äussern können. Wir verteilen da 

keine Maulkörbe. Selbstverständlich wurden aber vor der Publikation des Themenhefts Frauen-
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feld sämtliche Texte durch den Stadtpräsidenten und mich gegengelesen und freigegeben. Im 

angesprochenen Artikel werden weder die politischen Vorgaben von Zonenplan und Bauregle-

ment aus dem Jahr 1986 und 2006 respektive 1999 noch die Bewilligungspraxis kritisiert. Viel-

mehr wird das notwendige Umdenken nach Annahme des Raumplanungsgesetzes auf eidge-

nössischer Ebene im Jahr 2013 thematisiert - Volksabstimmung vom 3. März 2013 ein deutliches 

Ja zum RPG in der Schweiz 62,9 % Thurgau 68,6 % Stadt Frauenfeld 72 %. Das Schweizervolk 

und die Frauenfelderinnen und Frauenfelder wollen die Zersiedelung stoppen und einen haus-

hälterischen Umgang mit dem Boden durch innere Verdichtung erreichen. Wir haben dazu eini-

ge Aufgaben auch aufgrund des neuen kantonalen Richtplans zu erledigen. Paradoxerweise 

wünschen sich aber nach wie vor 70 % der Schweizer Haushalte ein Wohnen im Einfamilien-

haus. Einfamilienhausquartiere aber haben nachweislich die tiefste Dichte und die Infrastruktur-

kosten sowie der Landverbrauch pro Einwohner sind am höchsten. In ihrer Frage steckt ebenfalls 

dieser Widerspruch. So sprechen Sie sich zwar klar für einen haushälterischen Umgang mit 

Grund und Boden aus, doch halten Sie eine Kritik am Einfamilienhaus für nicht angebracht. Ge-

nau darum und im Wissen um diesen Widerspruch ist der Artikel ein Versuch, aufzuzeigen, wie 

dem Willen zur Dichte und dem Wohngefühl von Leben im Einfamilienhaus gleichwertig ent-

sprochen werden kann sowie einen Dialog dazu zu starten. Aus Sicht des Stadtrats ist es daher 

wichtig und richtig, dass sich Fachverantwortliche mit aktuellen Themen befassen, sich dazu 

weiterbilden und sich äussern und damit dazu beitragen, dass beispielsweise auch über eine 

frauenfeldverträgliche Dichte diskutiert wird, was offensichtlich gelungen ist. Die Aufgabe ist 

keine einfache, wie Ihre Anfrage beweist.  

 

Gemeinderatsvizepräsidentin Barbara Dätwyler Weber (SP): Mit meinen Nachbarn der 

Stadtgärtnerei diskutiere ich häufiger über die Bepflanzung auf den Verkehrsinseln der Stadt. 

Die auf Biodiversität ausgerichtete Bepflanzung gibt ja ab und zu zu Diskussionen Anlass.  

Was macht denn die Stadt Frauenfeld sonst noch so alles für die Biodiversität auf dem Stadtge-

biet?  

 

Gibt es eine Strategie, dem Schwinden der Biodiversität entgegenzuwirken?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Die Biodiversität, also die Artenvielfalt, wird in erster Linie durch den 

Unterhalt und die Pflege der verschiedenen Grünbereiche, -flächen und  

–strukturen in der Stadt erhalten und gefördert. Die Pflege und Unterhaltsarbeiten führen die 

Stadtgärtnerei wie auch der Werkhof durch. Es besteht dabei eine gute Zusammenarbeit. Es sind 

dies Arbeiten in den Naturschutzgebieten, an Baumreihen von Gemeinde- und Stadtstrassen, in 

Stadtparks, im Rahmen des Unterhalts diverser Bäche, innerhalb der stadteigenen Liegenschaf-

ten, aber auch in Zusammenarbeit mit den Vereinen, welche Natureinsätze durchführen, wie das 

Pflanzen von Hecken. Eine weitere Art der Biodiversität ist auch die Bekämpfung von Problem-

pflanzen, Neophyten wie die Ambrosia, die Blacke oder die Goldrute. Eine eigentliche Strategie, 

welche die Biodiversität fördert, besitzt die Stadt nicht. Die Biodiversität ist aber sicher ein Be-

standteil des Richtplans Natur und Landschaft aus dem Jahr 1999. Der Richtplan beinhaltet ver-

schiedene Aktionsbereiche, der den Natur- und Landschaftsschutz sowie die Landschaftspflege 

beinhaltet und dadurch die Biodiversität fördert. Es sind dies unter anderem: Biotope und 

Schutzobjekte aufwerten, Bachrevitalisierungen und –öffnungen, neue Kleinlebensräume schaf-

fen, Steinhaufen, Extensivierung von Wiesen und Weiden, Lebensraumverbunde verbessern, 

vernetzende Strukturelemente wie Hecken, Alleen oder Bachläufe Landschaftsbild bereichern, 

Förderung von Hochstammobstgärten, Einzelbäumen oder Hecken. Flankierende Massnahmen: 

Dazu zählen Extensivierungsmassnahmen, standortgerechte Bewirtschaftung des Waldrands 

oder Ausarbeitung von Pflegeplänen für Teilräume.  
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Gemeinderatsvizepräsidentin Barbara Dätwyler Weber (SP): Wie sieht es aus mit den Bie-

nen? Das ist ja immer so ein Thema.  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Wir haben einen Taubenschlag, aber für die Bienen haben wir keine 

spezielle Vorrichtung. Wir betreiben kein Bienenhaus. Aber ich denke, mit der Arbeit in der Bio-

diversität tragen wir auch zum Lebensraum der Bienen bei.  

 

Gemeinderatsvizepräsidentin Barbara Dätwyler Weber (SP): Wie Sie sicher gemerkt ha-

ben, die SP Frauenfeld spaziert gern, ist gern draussen in der Natur. Dass die frische Luft die 

Gehirntätigkeit fördert, ist eines, aber dass auch das Landschaftsbild genauer studiert wird, das 

andere. Dabei fiel mir auf, dass Hochstammbäume verschwunden sind und kein Ersatz gepflanzt 

wurde. Meine Recherchen haben ergeben, dass es einen Schutzplan für Natur- und Kulturobjek-

te gibt, darin wird auch der Schutz der Hochstämmer beschrieben und sogar mit Stadtgeldern 

ein Ersatz finanziert.  

 

Wie wird die Einhaltung des Schutzplans kontrolliert und wird aktiv die Erhaltung des Hoch-

baumbestands angegangen, wie im Schutzplan gefordert?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Das Reglement zum Schutzplan Natur- und Kulturelemente gilt 

grundsätzlich nur für die im Schutzplan aufgeführten Naturobjekte. Es sind dies Feuchtbiotope, 

Mager- und Trockenbiotope, Hecken, Feld- und Uferbestockungen, Übergangsgebiete, Auen-

wälder sowie besondere Bäume und Grünanlagen. Im Schutzplan bezeichnete Bäume sind 

grundeigentümerverbindlich geschützt. Das sind rund 28 geschützte Einzelbäume und 51 ge-

schützte Baumgruppenalleen auf Stadtgebiet. Für geschützte Naturobjekte können die Grundei-

gentümer Pflege- und Unterhaltsbeiträge beantragen. Zudem werden für Neuanlagen wie Ufer-

bestockung oder sonstigen Baumersatz durch die Stadt bis 70 % der Anlagekosten vergütet, 

sofern diese dem Schutzplan zugeführt werden. Hochstammobstgärten werden mit dem Regle-

ment zum Schutzplan Natur- und Kulturelemente zusätzlich gefördert, sofern der Betrieb min-

destens 20 Bäume aufweist. In Kombination einer ökologischen Ausgleichsfläche von einer hal-

ben Are kann der Förderbeitrag noch vergrössert werden. Diese Vorgaben werden vertraglich 

zwischen Stadt und im Normalfall Bewirtschafter oder Landwirt gesichert. Übrigens gibt der Ge-

schäftsbericht jährlich darüber Auskunft. Ich habe mir die Tabelle vom aktuellen Geschäftsbe-

richt herauskopiert. Die Anzahl der Hochstammobstbäume total war 2015 3253, im Jahr 2016 

3348, also eine Zunahme. Eine regelmässige Kontrolle der Naturobjekte ist aufgrund der knap-

pen Ressourcen nicht vorgesehen und auch nicht möglich. Aktuell wurden aber in diesem Früh-

jahr durch eine Praktikantin des Amts für Hochbau und Stadtplanung die einzelnen Bäume und 

Baumalleen des Schutzplans überprüft und vorhandene Differenzen erfasst. Diese Überprüfung 

bildet eine Grundlage für die generelle Überprüfung des Schutzplans im Rahmen der vorgesehe-

nen Ortsplanungsrevision Grössenordnung 2020.  

 

Gemeinderat Romeo Küng (SVP): Ende 2016 wurde die öffentliche Sammelstelle an der Gas-

werkstrasse aufgehoben und eine Quartiersammelstelle installiert. Ich bitte den Stadtrat um Be-

antwortung folgender Fragen:  

 

Die neue Quartiersammelstelle wirkt provisorisch, ist etwas Neues geplant?  

Warum hat es bei der Sammelstelle keinerlei Raum, um Fahrzeuge jeglicher Art während der 

Entsorgung vorschriftsgemäss abzustellen?  



 

 

623 

Ist den Verantwortlichen bewusst, dass dadurch Fussgänger vom Trottoir auf die Fahrbahn aus-

weichen müssen? Wird die Quartiersammelstelle bewusst unattraktiv gemacht, um sie früher 

oder später aufzuheben?  

 

Und zum Schluss: Die Hälfte des Areals der ehemaligen Sammelstelle wird neu durch den Werk-

hof belegt. Warum nutzt man nicht einen Teil dieser Fläche für eine kundenfreundliche und si-

chere Quartiersammelstelle?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Mit der Botschaft zur Integration der Sammelstelle Gaswerkstrasse 

ins regionale Annahmezentrum RAZ wurden die Absichten und Hintergründe dieses Areals auf-

gezeigt. Zudem läuft an diesem Standort der Versuch mit der Abgabe von Kleinmengen Karton. 

Das gesamte Werkhofareal wird langfristig umgenutzt werden und darum ist dieser Standort so 

gesehen provisorisch.  

 

Raum für Fahrzeuge: Im Allgemeinen wird davon ausgegangen, dass an Quartiersammelstellen – 

es ist keine städtische Gesamtsammelstelle mehr, es ist eine Quartiersammelstelle – möglichst 

wenig mit Fahrzeugen entsorgt wird. Für grössere Entsorgungen steht neu das RAZ an der Juch-

strasse mit über 20 Parkplätzen zur Verfügung. Sollte aber doch ein Fahrzeug für die Entsorgung 

verwendet werden, gelten die üblichen Strassenverkehrsvorschriften, das heisst, Güterumschlag 

erlaubt nicht Befahren des Gehwegs usw. Auf das Verhalten der Entsorgenden, die Verkehrsre-

geln und Markierungshinweise missachten, haben die Verantwortlichen aber keinen Einfluss. Die 

Polizei kann aber im Zuge ihres allgemeinen Aufgabenkatalogs Bussen ausstellen. 

 

Bewusst unattraktiv gemacht: Diese Sammelstelle gehört zu den attraktiveren Entsorgungsstel-

len, da zusätzlich wie erwähnt auch Kleinmengen von Karton entsorgt werden können, was 

auch genutzt wird. Sie ist aber vor allem für Quartierbewohner gedacht und nicht für Entsorger 

mit Fahrzeugen aus dem ganzen Stadtgebiet, wie es früher war.  

 

Belegung des Areals: Eine kundenfreundliche und sichere Entsorgungsstelle steht beim RAZ an 

der Juchstrasse für Entsorgende mit Fahrzeugen zur Verfügung. Somit braucht es für die Quar-

tiersammelstelle nicht mehr Platz.  

 

Gemeinderat Romeo Küng (SVP): Am gleichen Ort habe ich eine weitere Frage. Es geht dabei 

um die Dauerparkplätze.  

 

Wieso wurde mit der Umnutzung so lange zugewartet?  

War anstelle der Dauerparkplätze an der Gaswerkstrasse allenfalls etwas anderes geplant?  

Wie hoch werden durch die Verzögerung die fehlenden Mieteinnahmen beziffert?  

Und warum wurden nicht auf dem ganzen Areal der ehemaligen Sammelstelle Parkplätze errich-

tet?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Natürlich freut es mich, dass Sie diese Quartiersammelstelle so genau 

beobachten. Die öffentliche Sammelstelle wurde mit dem Dienstleistungsvertrag zwischen der 

Stadt Frauenfeld und der KVA Thurgau vom 20. Dezember 2016 ins RAZ an der Juchstrasse ein-

gegliedert und per 31. Dezember 2016 geschlossen. Die jetzige Zwischennutzung wurde nach 

interner Vernehmlassung in der Stadtverwaltung mit Stadtratsbeschluss vom 4. April 2017 durch 

den Stadtrat beschlossen. Daraufhin wurde das Finanzamt mit der Ausschreibung und Vermie-

tung beauftragt, der Werkhof mit der Einteilung und Parkplatzmarkierung. Ab dem 1. Juni wur-

den die ersten Plätze vermietet und jetzt sind alle vergeben.  
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War etwas anderes geplant? Nein, die interne Vernehmlassung hat unter Berücksichtigung der 

Umstände, beispielsweise Zone, keine bessere Zwischennutzung ergeben.  

 

Durch Verzögerung entstandener Verlust an Mieteinnahmen: Bei dieser Fragestellung ist für 

mich das Pferd etwas vom Schwanz aufgezäumt. Der Platz wurde frei, da die öffentliche Sam-

melstelle ins RAZ integriert wurde. Es ging also nicht um ein Projekt, um auf diesem Platz Ein-

nahmen zu generieren, weshalb auch nicht von entgangenen Mieteinnahmen gesprochen wer-

den kann. Aber statt den Platz brachliegen zu lassen, wurde wie häufig auch gewünscht unter-

nehmerisch gedacht und es werden nun Einnahmen generiert.  

 

Warum wurden nicht auf dem ganzen Areal Parkplätze installiert? Der abgesperrte Teil war im-

mer schon im Aussenbereich des Werkhofs integriert und Materialdepot. Der Platz mit dem Un-

terstand ist nicht geeignet für öffentliche Parkplätze, Kurvenradien, Geländeabsätze haben Sie 

vielleicht schon gesehen. Sie kennen das Gelände ja, Stützen, und zudem benötigt die Quartier-

sammelstelle eine gewisse Fläche, wie Sie in Ihrer ersten Frage festgestellt haben.  

 

Gemeinderätin Andrea Ferraro (FDP): Meine erste Fragengruppe bezieht sich auf die zukünf-

tige Mobilität in Frauenfeld. Auf den Herbst 2017 wurde den Frauenfeldern versprochen, die 

Ergebnisse der Prüfung verschiedener Verkehrsführungsvarianten für den Durchgangsverkehr in 

Frauenfeld zu präsentieren.  

 

Wann, in welcher Form und an welchen Adressatenkreis wird das geschehen?  

Was sind die nächsten Schritte bzw. konkreten Massnahmen des Stadtrats nach der Präsentation 

der Variantenprüfung?  

Aus Erfahrungen der Vergangenheit leite ich ab, dass für ein solches Zukunftsprojekt eine frakti-

onsübergreifende Kompromissfindung notwendig sein wird. Mit welchen Mitteln will der Stadt-

rat sicherstellen, dass frühzeitig betreffend der Variantenauswahl ein Konsens im Gemeinderat 

geschaffen werden kann?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Der Fahrplan sieht vor, dass diesen Herbst die fachliche Auslegeord-

nung in Form einer Machbarkeitsstudie zur Stadtentlastung vorliegt. Derzeit werden sieben zent-

rumsnahe Varianten geprüft und bezüglich Zielkriterien und Indikatoren bewertet. Der Stadtrat 

will das Parlament vor der Festlegung einer Bestvariante in geeigneter Form einbeziehen. Bei-

spielsweise mittels Spezialkommission 2030. Dort wurde jeweils über den aktuellen Stand be-

richtet und die Vorstellung der Varianten ist an der nächsten Sitzung vom 13. November vorge-

sehen und wird so traktandiert. Auch aufgrund dieser Rückmeldungen wird der Stadtrat im Win-

ter 2017/18 das weitere Vorgehen festlegen und anschliessend soll auch die Bevölkerung in ge-

eigneter Form einbezogen werden.  

 

Gemeinderätin Andrea Ferraro (FDP): Diesmal habe ich eine Fragengruppe zu den orangen 

Schildern mit dem Titel Baustellenbeschilderung während den Sommermonaten 2017. Während 

der Baustellenzeit, welche sich über viele Wochen hinhielt, war die Innenstadt voll von Umlei-

tungsschildern, wie bspw. Romanshorn, St. Gallen, Wil usw.  

 

Warum wurde der überregionale Durchgangsverkehr nicht über die Autobahn ausgeschildert? 

Hätte die Frauenfelder Wohnbevölkerung doch in einer solch speziellen Situation von zusätzli-

chem Stau, erhöhtem Lärm und schädlicher Luftbelastung geschützt werden können. Warum 

gab es nur einen Vermerk „Durchfahrt erschwert“ an der Autobahn, ansonsten jedoch keine 

Massnahmen, welche die Umfahrung Frauenfelds über die Autobahn propagierten? Die Ge-
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meinde Matzingen zeigte mit Durchfahrtsverboten und Anstösser frei Schildern ein grösseres 

Verständnis für ihre Bewohner.  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Bei der angesprochenen Umleitung handelt es sich unseres Erach-

tens um die Baustelle auf dem Rathausplatz, welche dieses Jahr wirklich ein Spezialfall war, aber 

auch Teil des Kantonsstrassennetzes ist. Bei Baustellen auf Kantonsstrassen hat das kantonale 

Tiefbauamt die Umleitung über das kantonale Strassennetz zu organisieren, was zur Umleitung 

wie Thundorf führte. Die Umleitung war verbunden mit Schleichverkehr über diverse Gemein-

destrassen, sodass durch die Stadt punktuell Massnahmen ergriffen wurden. Der Bund ist äus-

serst zurückhaltend, wenn es um Signalisationen auf den Autobahnen geht. Dies zeigte sich 

nicht zuletzt auch bei der Einführung des Fahrverbots für LKW >12 Meter. Leider liess der Bund 

damals keine solche Beschilderung auf der Autobahn zu, weshalb der Kanton zusammen mit der 

Stadt die Signalisation auf ihrem Netz vornehmen musste. Diesen Sommer wirkte der Umstand 

zudem erschwerend, dass der Bund selbst Deckbelagssanierungen auf der A7 vornahm. Weiter 

kommt bei einer Umleitung über die Autobahn das Problem der Kosten, sprich LSVA dazu, da-

rauf komme ich noch zurück.  

 

Gemeinderatspräsidentin Susanna Dreyer (CVP): Die Gemeinderäte Andreas Elliker und 

Christoph Keller haben sich bei mir vorgängig entschuldigt, sollte die Sitzung länger als 19.30 

Uhr dauern, dass sie die Sitzung verlassen müssen.  

 

Gemeinderätin Anita Bernhard-Ott (CH): Noch immer, wenn auch bedeutend weniger, dient 

Frauenfeld vielen Lastwagen auch von Ost nach West und umgekehrt als Transitachse. Dieser 

unnötige Durchgangsverkehr ist für unser Stadtzentrum eine zusätzliche Belastung. Es kann 

doch nicht sein, dass es billiger ist, sich mit grossen Lastwagen selbst bei kleinen Umwegen 

durch enge Stadtzentren zu quetschen, statt den sicher auch schnelleren Weg über die Auto-

bahn zu nehmen. Meine Fragen dazu:  

 

Wie sieht der Stadtrat dieses Problem?  

Hat sich der Stadtrat auch schon Gedanken darüber gemacht, welche Möglichkeiten es gäbe, 

dieser Praxis Einhalt zu gebieten? Vielleicht wäre es denkbar, die reine Kilometer-Malus-

Regelung wie durch die LSVA bestimmt durch eine Bonusregelung zu ergänzen, welche die Ent-

lastung von Stadtzentren honorieren würde.  

Wäre der Stadtrat bereit, sich beim Kanton oder allenfalls in Partnerschaft mit anderen ebenso 

betroffenen Kleinstädten auf nationaler Ebene dafür einzusetzen, dass es trotz LSVA nicht mehr 

günstiger ist, die Stadtzentren zu durchqueren, wenn eine geeignete Schnellstrasse zur Verfü-

gung steht?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Der Stadtrat anerkennt, dass es wünschbar wäre, wie ich es auch 

vorhin geschildert habe, der LKW-Transitverkehr würde via A7 verkehren. Er versuchte dies auch 

im Zusammenhang mit der Umsetzung des eben erwähnten Fahrverbots für LKW über 12 Meter 

Länge, auf den Autobahnzubringern und auf der A1 und A7 eine Signalisation beim ASTRA eine 

solche Umleitung zu erreichen. Leider aber erfolglos.  

Eindeutig erscheint dem Stadtrat, dass eine Insellösung Frauenfeld zur Erhebung von örtlichen 

Gebühren weder sinnvoll noch realisierbar ist. Das Übel erkennt der Stadtrat in der Art der ein-

heitlichen Erhebung der LSVA. Ein möglicher Lösungsansatz wäre, dass künftig schweizweit die 

Benutzung der verschiedenen Strassentypen Autobahn, ausser- und innerorts differenziert be-

steuert würde. So sollten Umfahrungsstrassen oder Autobahnen steuerlich bevorteilt werden.  
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Das Problem ist eindeutig auf nationaler Ebene zu lösen. Der Stadtrat kann sich dazu aber eine 

Mitarbeit vorstellen.  

 

Eine ähnliche Frage übrigens, nämlich den lokalen Fuhrhaltern mit der LSVA entgegenzukom-

men, damit diese über die Autobahn fahren, war bereits in der Fragestunde 2003 ein Thema, 

aber die Sache mit der LSVA ist ein schwieriges Kapitel.  

 

Gemeinderätin Anita Bernhard-Ott (CH): In welcher Form und wie können Sie sich vorstellen, 

mit anderen Städten zusammenzuarbeiten, um darauf hinzuwirken, dass diese LSVA nicht mehr 

einen solchen Einfluss hat, dass die Stadtzentren durchquert werden? 

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Selbstverständlich sind wir als Stadt Frauenfeld ein kleiner Player, 

aber wenn es eine entsprechende Initiative bspw. über den Städteverband oder Zusammen-

schluss der Stadtingenieure, wo wir auch aktiv sind, irgendetwas gäbe, ist die Meinung, können 

wir uns ganz klar eine Mitarbeit vorstellen.  

 

Gemeinderat Christoph Tschanen (SVP): Wie ist der Stand der Revision des neuen Bauregle-

ments?  

Wann ist mit einer definitiven Einführung zu rechnen?  

Wie sieht der Terminplan aus und sind fixe Meilensteine gesetzt?  

Wo und bei wem liegen die Herausforderungen?  

Wie können wir allenfalls unterstützend wirken?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Besten Dank für diese Frage und die Möglichkeit, auch dazu in die-

sem Rahmen Auskunft geben zu können. Zur Ausgangslage muss ich etwas ausholen.  

 

Am 15. März 2016 wurde das mit der Regio erarbeitete regionale Baureglement nach drei Vor-

prüfungen, der öffentlichen Auflage und Behandlung in Ihrem Rat dem Kanton zur Genehmi-

gung eingereicht. Gemäss ARE, dem Amt für Raumentwicklung resp. dem Rechtsdienst hatte 

dieses verschiedene Mängel. Dies hatte zu einer Aussprache zwischen der Regio Frauenfeld und 

dem Kanton geführt. Diese Aussprache fand am 6. Juli 2016 statt. Man hat sich an der Ausspra-

che geeinigt, dass man das eingereichte Genehmigungsgesuch in eine weitere Vorprüfung um-

wandelt. Das Ziel war dabei, dass der Kanton über den Sommer 2016 eine differenzierte Rück-

meldung zum Regio-Baureglement geben kann, welche Anpassungen noch notwendig sind. 

Nach dieser Rückmeldung vom 19. August 2016 gab es nochmals eine Besprechung zwischen 

der Regio Frauenfeld und dem Kanton, welche am 29. September 2016 stattfand. Seitens des 

Kantons war auch der Generalsekretär des DBU anwesend. Dieses Schlussprotokoll hat die Stadt 

Frauenfeld als weitere Vorprüfung erhalten. Zusätzlich hat die Stadt Frauenfeld am 9. November 

2016 eine Stellungnahme des Rechtsdienstes auf das Baureglement der Stadt Frauenfeld erhal-

ten, welches weitgehend auf die vorgängigen Prüfungen und Besprechungen des Regioregle-

ments abgeglichen werden konnte. Am 10. Februar 2017 fand zwischen Rechtsdienst und dem 

Amt für Hochbau und Stadtplanung eine Besprechung statt, welche stadtspezifische Fragen 

klären sollte. Bei verschiedenen Fragen wurden jedoch keine Lösungen gefunden. Am 13. Feb-

ruar 2017 wurde die GPK Bau, Werke, Anlagen über den Stand der Situation informiert. Nach-

zulesen im entsprechenden GPK-Protokoll. Dabei auch dass es nochmals eine öffentliche Aufla-

ge und entsprechend eine Behandlung in Ihrem Rat geben werden muss. Kurz darauf erhielt das 

Regioreglement als dritte angepasste Schlussfassung am 28. Februar 2017 den Genehmigungs-

vermerk. In einer weiteren Sitzung vom 16. März 2017, die Delegation der Stadt Frauenfeld mit 

einem Rechtsanwalt verstärkt, wurden nochmals alle offenen Punkte der Stadt Frauenfeld mit 
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dem Rechtsdienst und mit Teilnahme der zuständigen Regierungsrätin diskutiert. Nach der 

Überarbeitung des Baureglements wurde der Entwurf in einer Grundsatzdiskussion vom 4. Juli 

2017 im Stadtrat nochmals beraten. Mitte Juli 2017 wurde das revidierte Baureglement in einer 

Gegenüberstellung zum ursprünglichen und zum Regioreglement dem DBU mit dem Ziel zuge-

sendet, um wie beim Regioreglement einen Genehmigungsvermerk zu erhalten. Gemäss telefo-

nischer Rücksprache verfasst das ARE einen weiteren Vorprüfungsbericht, der zurzeit noch pen-

dent ist. Sobald wir diesen haben, ist das weitere Vorgehen Stadtratsbeschluss neues Bauregle-

ment und Rückzug des Genehmigungsantrags mit Kopie an den Gemeinderat resp. auch gleich-

zeitig Medienorientierung, Beschluss zur öffentlichen Publikation des Baureglements, nochmals 

öffentliche Publikation, Beratung des überarbeiteten Baureglements nochmals in der GPK, Bera-

tung in diesem Rat, dann Einreichung zur Genehmigung beim DBU und je nach Genehmigung 

oder Nichtgenehmigung einzelner Artikel wird eventuell dann ein Weiterzug an das Verwal-

tungsgericht notwendig. Das Ziel des Stadtrats ist es nach wie vor, das Baureglement schnellst-

möglich in Kraft setzen zu können. Ein genauer Termin kann leider nicht genannt werden. Ich 

hoffe, Sie verstehen das aufgrund dieser Vorgeschichte, da würde ich mich hüten. Allerdings 

eine Prognose: Wenn keine Einsprachen eingehen und somit die Inkraftsetzung nicht verzögert 

würde, so wäre eine frühestmögliche Inkraftsetzung Mitte 2018 vorzusehen.  

 

Die Herausforderungen liegen in meiner Betrachtungsweise beim Umgang mit gewissen Stellen 

bei der Genehmigungsinstanz. Für das Angebot der Unterstützung bedanke ich mich sehr, je-

doch ist eine solche schwierig. Wir sind wie erwähnt bereits auch auf höchster Ebene vorstellig 

geworden.  

 

Gemeinderat Christoph Tschanen (SVP): Ich habe dazu noch einen Kommentar. Ich meine, 

das sind Steuergelder des Kantons und der Stadt und ich finde es eine bodenlose Frechheit, was 

da abgeht, dass da immer hin und her geschoben wird und niemand wirklich dazu Stellung 

nimmt. Ich kann das nicht begreifen. Das sind a alles studierte, b hochbesoldete und bezahlte 

Leute und c sollte irgendwo die Vernunft auch noch ein bisschen siegen. Das ist mein Kommen-

tar dazu und ich bitte darum, diesen Leuten auch mitzuteilen, dass wir als Steuerzahler auch ein 

Recht auf Entscheide haben, die schlussendlich umgesetzt werden können und mit denen man 

weiterarbeiten kann. Meine kleine Anschlussfrage: Wie stellt sich der Stadtrat dazu, dass viel-

leicht bei einzelnen Projekten im Sinn und Geist Ausnahmen schon berücksichtigt werden kön-

nen, dass wenigstens einzelne Projekte, die jetzt blockiert sind, allenfalls trotzdem angeschoben 

werden können. Denn grundsätzlich müsste man all denen, die das jetzt verhindern, auch den 

Lohn stoppen, damit etwas gehen würde.  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Zur Bemerkung oder zum Kommentar muss ich mich ja nicht weiter 

äussern. Ich habe ebenfalls keine Namen genannt, aber die Instanzen und Stellen. Wenn Sie dort 

Ihren Frust loswerden wollen, dann tun Sie das selbstverständlich. Ich bin mit diesem ganzen 

Prozess auch nicht glücklich. Ich hoffe, das kam zum Ausdruck. 

 

Dort, wo bereits wirklich absehbar ist, dass es so kommen wird und es keine strittige Frage gibt, 

beurteilen wir heute schon in Richtung Ausnahmen. Wir machen das bereits, aber natürlich sehr 

zurückhaltend. Es gilt immer noch das alte Baureglement. Wir müssen grundsätzlich dieses an-

wenden. Aber wir nutzen den Spielraum dort, wo es möglich ist. Eine strittige Frage ist bei-

spielsweise auch, ab wann gilt das neue Recht? Das DBU ist der Meinung, dass ab Zeitpunkt 

Inkraftsetzung das neue Recht gilt. Das würde heissen, dass alle eingereichten Baugesuche ab 

diesem Zeitpunkt nach neuem Recht beurteilt werden müssten. Wir haben jeweils rund 80 Bau-

gesuche offen. Sie können sich vorstellen, das würde zu nochmaligen Auflagen führen, allenfalls 
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zu nochmaliger neuer Projektierung. Also eben, das ist beispielsweise noch ein strittiger Punkt, 

wo wir eigentlich für unsere Anliegen kämpfen.  

 

Gemeinderat Christoph Tschanen (SVP): Vielleicht ein Hinweis an die Presse: Das wäre defini-

tiv eine Geschichte, wo sie Futter finden und wahrscheinlich Seite um Seite füllen könnten. Viel-

leicht könnte man damit sogar Abonnenten gewinnen.  

 

Gemeinderat Peter Heri (GP): Ich traue mich fast nicht, die Frage zu stellen, auch hier kommt 

der Kanton vor. Anfang August wurde der Architekturwettbewerb für die Ergänzungsbauten 

des Regierungsviertels in Frauenfeld entschieden. Unter dem Gebäude sollen 150 Tiefgaragen-

parkplätze für die Verwaltung und 50 öffentliche Parkplätze entstehen. Damit nimmt die Park-

platzschwemme in Frauenfeld weiter zu.  

 

Kann sich der Stadtrat vorstellen, die 63 seit bald zwei Jahren praktisch immer leerstehenden 

öffentlichen Tiefgaragenplätze unter dem Huber-Areal in den Ergänzungsneubau einzubringen, 

sodass bei diesem die Anzahl Tiefgaragenparkplätze reduziert werden könnte?  

 

Stadtrat Urs Müller (CH): Es ist richtig, dass es in der Innenstadt grundsätzlich genügend Park-

plätze hat, was eine Erhebung im Rahmen des Richtplans Siedlung und Verkehr letztmals zeigte. 

So bestehen in einer Gehdistanz von 150 Metern zur Altstadt über 600 Parkplätze. Die kantona-

len Vorgaben sehen aber vor, dass Sammelgaragen öffentlicher Verwaltungen unterirdisch an-

zuordnen sind. Mit dem Ergänzungsbau Regierungsgebäude werden heute oberirdische Verwal-

tungsparkplätze unter Boden verlegt, was der Stadtrat auch grundsätzlich begrüsst. Gleichzeitig 

könnte für die Öffentlichkeit und in unmittelbarer Nähe und mit Ausgang zur Vorstadt weiterer 

unterirdischer Parkraum geschaffen werden. Dazu wäre ebenfalls wieder eine Botschaft an den 

Gemeinderat nötig, wie es beim Huber-Areal war. Der Stadtrat sieht das Einbringen der Park-

plätze der Tiefgarage Altstadt als keine Option an. Vielmehr wäre darüber zu diskutieren, ob 

nicht dafür an geeigneten Orten auf oberirdische Parkplätze im Innenstadtbereich zugunsten der 

Aufenthaltsqualität verzichtet werden könnte. Zudem ist zu berücksichtigen, dass bei neuen 

Überbauungen nicht im Nachhinein unterirdische Plätze geschaffen werden können oder nur 

mit unverhältnismässigem Aufwand, und somit ist dies auch als eine gewisse Vorinvestition zu 

sehen.  

 

Gemeinderat Pascal Frey (SP): Meine zweite Frage dreht sich um das Wasserspiel im Burstel-

park. Dort dreht es sich nämlich nicht mehr so, wie es einmal gedacht war. Das Wasserspiel ist 

mal ohne Wasser und mal mit nur sehr wenig Druck in Betrieb. Ich weiss, dass der Betrieb wie 

ursprünglich gedacht relativ viel Lärm verursacht, natürlich auch relativ viel Wasser verbraucht. 

Aber ein Wasserspiel, das sich offensichtlich bewegen sollte und dies nicht macht, ist auch keine 

Augenweide. Deshalb meine Frage:  

 

Wird der Betrieb des Wasserspiels im Burstelpark so bleiben bzw. nach welchen Kriterien wird 

das Wasser dort laufen gelassen?  

 

Stadtrat Ruedi Huber (SVP): Alle vorhandenen Wasserspielfiguren werden nach Absprache 

mit den Anwohnenden am Morgen um acht Uhr eingeschaltet und laufen abends bis um 21 

Uhr. Vier Figuren werden mit Wasser der Broteggquelle gespeist. Die fünfte Figur ist am Trink-

wassernetz angeschlossen, da der Auslauf auch zum Wassertrinken einlädt.  

Aufgrund ihrer Konstruktion sind leider alle Figuren sehr störungsanfällig. Bei den am Quellwas-

ser angeschlossenen Figuren kommt dazu, dass die fliessende Wassermenge und deren Zusam-



 

 

629 

mensetzung und Qualität nicht immer stabil ist. Der Wasserdurchfluss wird mit Nadelventilen 

geregelt. Wenn nur wenige Sandkörner im Wasser vorhanden sind, führt dies sofort dazu, dass 

weniger Wasser fliesst und sich dadurch die Figuren nicht mehr richtig drehen. Auch Algenbil-

dungen im Quellwasser stören die Funktion dieser Wasserspielfiguren. Sie sehen, also nicht nur 

der Verkehr stockt manchmal in Frauenfeld, sondern eben auch der Wasserfluss in unseren 

Kunstwerken. Da die Werkbetriebe die Figuren nicht täglich kontrollieren können, ist es durch-

aus möglich, dass die Kunstwerke mehrere Tage lang nicht mehr richtig funktionieren. Zurzeit 

funktioniert vor allem eine Figur nicht so, wie sie sollte. Sie ist daher ausgeschaltet worden. Die 

Figur kann jedoch auch von Hand bewegt werden und die Reparatur ist für diesen Winter vorge-

sehen. Bei der am Trinkwasser angeschlossenen Figur besteht das Problem, dass diese immer 

wieder von Besuchern verdreht wird und damit der Wasserstrahl das Ziel verfehlt und auf den 

Gehweg spritzt. Zudem wird dieser Wasserstrahl auch sehr stark vom Wind beeinflusst, was zum 

selben negativen Ergebnis führt. Aus diesem Grund ist der Wasserstrahl relativ schwach einge-

stellt worden, sodass er den Gehweg eben nicht mehr erreichen sollte. Der geringere Wasser-

durchfluss wiederum führt jedoch zum Ergebnis, dass sich die Figur nicht mehr immer richtig 

dreht. Die Werkbetriebe werden dranbleiben, allerdings muss gesagt werden, dass aufgrund der 

Konstruktionsart dieses Kunstwerks eben es keine einfache Lösung gibt – so wie beim Frauen-

felder Verkehr.  

 

Gemeinderat Pascal Frey (SP): Ich schätze es, dass dort Quellwasser verwendet wird und nicht 

aufbereitetes Trinkwasser. Von dem her verständlich auch die Verstopfungen.  

 

Gemeinderätin Félicie Haueter (SP): Meine nächste Frage dreht sich um die Konvikthalle. Es 

entsteht der Eindruck, dass seit der Umwandlung des Huber-Areals in ein Wohnareal die Nut-

zung der Konvikthalle für Anlässe zurückgegangen ist.  

 

Kann dieser Eindruck mit Belegungszahlen bestätigt werden?  

Wie hoch war die Anzahl Veranstaltungen in den Jahren vor und seit Umnutzung des Huber-

Areals?  

Und falls die Nutzung tatsächlich zurückgegangen ist, hat die Stadt eine Erklärung dafür?  

 

Stadtrat Ruedi Huber (SVP): Durchschnittlich fanden in der Konvikthalle in den letzten zehn 

Jahren pro Jahr 33 Veranstaltungen statt, welche insgesamt im Schnitt 48 Tage pro Jahr die Hal-

le belegten. In den Jahren vor der Einweihung des Wohnareals Huber fanden 2012 37 Veranstal-

tungen, 2013 31 und 2014 41 Veranstaltungen statt. Seit dem Bezug der Wohnungen auf dem 

Huber-Areal im Sommer 2015 konnten im Jahr 2016 43 und dieses Jahr vermutlich 38 Veran-

staltungen verzeichnet werden. Somit liegen beide Jahre nach der Umnutzung sogar über dem 

Mehrjahreswert. Der Eindruck eines Belegungsrückgangs kann somit nicht bestätigt werden. Nur 

im Jahr 2015 selbst lag die Belegung deutlich unter dem Jahresschnitt. Fazit: Bezüglich Zahl der 

Veranstaltungen ist kein Rückgang festzustellen, betreffend Art der Veranstaltungen jedoch 

schon. Die mit 400 Franken pro Tag verrechenbaren kommerziellen Veranstaltungen wie Discos, 

Partys usw. haben abgenommen und die mit nur 200 Franken pro Tag weniger hoch verrechen-

baren privaten Veranstaltungen wie Aperos, Geburtstage, Hochzeiten usw. haben zugenom-

men. Dies wirkt sich jedoch leider auch auf die realisierbaren Einnahmen aus, die Sie jeweils 

dann in der Rechnung auch sehen.  

 

Gemeinderat Stefan Vontobel (FDP): Im Rahmen der Prüfung der Netznutzungsgebühren 

von der Stadt Frauenfeld habe ich im Vergleich mit den Nachbargemeinden Folgendes festge-

stellt: Preise kWh: Netznutzung im Hochtarif Frauenfeld verrechnet 10 Rappen. Gachnang ver-
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rechnet 6.30 Rappen – ich gehe nicht die ganze Liste durch. Matzingen ist der Günstigste mit 6 

Rappen. Bei der Netznutzung im Niedertarif verrechnet Frauenfeld genau gleich pro Kilowatt pro 

Stunde 6.20 Rappen, der Günstigste auf dem Platz ist Warth-Weiningen mit 2.85 Rappen. Bei 

einem gerechneten Verbrauch von 5‘000 kWh pro Jahr mit 50 % Hochtarif und 50 % Niederta-

rif zahlt der Frauenfelder Privathaushalt mit Abstand die höchsten Netznutzungskosten und Ab-

gaben. Alle umliegenden Gemeinden verrechnen 33 % bis rund 41 % weniger, Basis hierzu ist 

Frauenfeld als 100 anzunehmen. Dreht man es um, sieht es noch anders aus.  

Warum bezahlen die Frauenfelderinnen und Frauenfelder höhere Gebühren und Abgaben als 

die Einwohner in den Nachbargemeinden?  

 

Stadtrat Ruedi Huber (SVP): Die Netzkosten werden von der Elcom, also der unabhängigen 

staatlichen Regulierungsbehörde im Elektrizitätsbereich laufend überwacht und das gilt auch für 

unsere Stadt Frauenfeld. Die von Ihnen angeführten Zahlen sind korrekt. Bei einem Benmchmar-

king, also Vergleich zwischen verschiedenen Einheiten sollten jedoch immer vergleichbare Orga-

nisationseinheiten miteinander verglichen werden. Die Netzstruktur, die man auch Topologie 

nennt, einer Stadt lässt sich eben nur schwer mit derjenigen einer ländlichen Gemeinde verglei-

chen. Aufgrund der hohen Überbauungsdichte ist die Leitungsverlegung in Städten meist teurer 

als auf dem Land. Auch der Sicherheitsstandard des Netzes ist preiswirksam. Kleine Gemeinden 

haben häufig nur eine Einspeisung sowie stich- oder sternförmige Versorgungsleitungen. Wenn 

bei einer solchen Netzstruktur eine Leitung abgeschaltet werden muss, zum Beispiel wegen ei-

nes Brands, verfügt ein grösserer Teil der Gemeinde über keinen Strom mehr. Die Stadt Frauen-

feld verfügt über zwei Einspeisestellen und ein sogenanntes vermaschtes oder vernetztes und 

dadurch sehr sicheres Netz. Durch das vermaschte Netz sind die Werkbetriebe bei Stromausfäl-

len in der Lage, Umschaltungen vorzunehmen, damit trotzdem ein grosser Teil der Stadt mit 

Strom versorgt werden kann. Zusätzliche Kosten verursacht momentan auch die derzeit sehr 

starke Netzausbautätigkeit in Frauenfeld. Trotzdem werden die Werkbetriebe den Preis für die 

Netznutzung auf das Jahr 2018 hin senken können. Den Preis für die Netznutzung werden wir 

auf 9,5 Rappen im Hochtarif und 6,2 resp. 6 Rappen im Niedertarif senken können. Das ist im 

Stadtrat bereits beschlossen worden. Leider werden die Einsparungen durch die Erhöhung der 

KEV wieder neutralisiert werden.  

 

Nun noch zu unserem Vergleich. Im Vergleich zu anderen Städten wird Frauenfeld im Jahr 2018 

bezüglich Netzkosten recht gut dastehen. Ich gehe nur auf den durchschnittlichen Netzkosten-

preis ein, also bei 50 % Hochtarif und 50 % Niedertarif sind die Netzkosten in Frauenfeld ab 

2018 bei 7.75 Rappen, in Arbon bei 11,66 Rappen, in Kreuzlingen bei 7,6 Rappen, In Schaff-

hausen bei 8,2 Rappen und in Winterthur bei 8,23 Rappen. Dass unsere Stadt betreffend Strom-

kosten gar nicht so schlecht dasteht, zeigt auch ein Artikel des Blicks, ich habe den noch mitge-

bracht, auch wenn Sie den nicht lesen können. Aufgrund dieser Vergleichszahlen unter den 

Hauptstädten liegen wir bezüglich Stromkosten auf dem 8. Platz, also wir stehen relativ gut da. 

Der Durchschnitt in der Schweiz für ein Haushalt mit 4‘500 kWh liegt bei 910 Franken für den 

Strom und in Frauenfeld 2017 bei 869 Franken. Sie sehen, wir bleiben dran in Frauenfeld. Wir 

haben aber einfach eine andere Ausgangslage als unsere umliegenden kleineren Gemeinden. 

 

Gemeinderätin Irina Meyer (GLP): Aus Frauenfeld kommen die Pioniere des Fairtrade-Handels 

in der Schweiz, die Bananenfrauen. Zu dieser Leistung sollten wir Sorge tragen. Die Stadt als 

Grosseinkäuferin sollte eine Vorbildrolle einnehmen. Deshalb meine Frage an den Stadtrat:  

Werden Fairtrade-Produkte wie Kaffee, Tee oder Bananen konsumiert?  
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Stadträtin Elsbeth Aepli Stettler (CVP): Die Stadt kennt und anerkennt die Pionierarbeit die-

ser sogenannten Bananenfrauen, so gab es beispielsweise 2013 eine Projektgruppe unter meiner 

Leitung mit dem Ziel Ehrungen der Bananenfrauen. In der Folge konnte unter anderem eine 

Ausstellung realisiert werden in der Baliere, diese Ausstellung wird nun an weiteren Orten ge-

zeigt, und im Dezember 2013 erhielten die Bananenfrauen den Anerkennungspreis der Stadt 

Frauenfeld.  

 

Nun zu den Fragen: Die Stadtverwaltung ist keine Grosseinkäuferin von Kaffee, Tee oder Bana-

nen. Hinsichtlich Kaffee stehen seit einiger Zeit in den Sitzungszimmern die Ihnen bekannten 

Kaffeeautomaten mit entsprechenden Kaffeepads zur Verfügung. Monatliche Kosten etwa 400 

Franken. Es handelt sich unseres Wissens nicht um Fairtrade-Produkte. Die Mitarbeitenden in 

den verschiedenen Ämtern kaufen Kaffee und Tee eigenverantwortlich ein und auf eigene Kos-

ten.  

 

Grosseinkäufer ist in der Stadt eigentlich nur das Alterszentrum Park. Im Alterszentrum Park 

werden monatlich für gut 80‘000 Franken Lebensmittel und Getränke eingekauft. Die Auswahl 

der Lieferanten obliegt der Zentrumsleitung und Kriterien für den Einkauf ist Lieferant vor Ort, 

dann generell Schweizer Produkte. Allerdings muss auch der Preis der Produkte ins Budget pas-

sen. Es gibt, wie Sie wissen, für viele Produkte Labels, was diese Labels dann im Einzelnen wirk-

lich wert sind, ist häufig schwierig zu beurteilen.  

 

Betreffend Kaffee: Das AZP kauft monatlich rund 100 Kilo Kaffee für 1‘600 Franken, der Kaffee-

lieferant ist Sirocco in Schmerikon (SG). Dieser kauft direkt bei den Produzenten ein und legt 

Wert auf faire Arbeitsbedingungen. Sirocco unterstützt die Initiativen der Speciality Coffee 

Association of Europe (SCAE). Die die Einhaltung ethischer und nachhaltiger Grundsätze entlang 

der gesamten Wertschöpfungskette definiert und fördert. Beim Tee hat Sirocco das Label Ethical 

Tea Partnership, beim Kaffee wird anscheinend nach deren Angaben nach gleichen Kriterien 

produziert, aber es ist nicht gelabelt.  

 

Beim Tee kauft das AZP monatlich für rund 400 Franken Tee ein. Der Teelieferant ist Crownings 

Tea in Appenzell, spezielle Labels sind uns nicht bekannt. Der Tee wird in der Schweiz verarbei-

tet, teilweise in der Schweiz produziert, logischerweise nicht der Schwarztee.  

 

Das AZP kauft monatlich rund 40 Kilo Bananen für 180 Franken ein, dabei handelt es sich um 

Fairtrade-Bananen.  

 

Das AZP kauft jeden Monat rund 800 Portionen Honig für 400 Franken, auch das sind Fairtrade-

Produkte.  

 

Gemeinderätin Félicie Haueter (SP): Die letzte Frage dreht sich um die Moschee in Frauen-

feld. Vor dem Hintergrund des Missbrauchs des islamischen Glaubens für terroristische Aktivitä-

ten gibt es ja immer wieder Bedenken um Moscheen. Im Vorfeld der Baubewilligung der geplan-

ten Moschee in Frauenfeld stand die Stadt mit den Initianten schon in Kontakt.  

 

Wie will die Stadt diese Kontakte zu den Betreibern weiterpflegen, jetzt wo die Baubewilligung 

erteilt worden ist?  

 

Stadträtin Christa Thorner (SP): Wie wir alle wissen, richtet sich die Bewilligungserteilung bei 

Baugesuchen nach Kriterien, welche im Baureglement festgehalten sind und nehmen keinen 
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Bezug zur Haltung oder religiösen Ausrichtung des Gesuchstellers. Im Wissen um diese besonde-

re Bedeutung jedoch eines Moscheebaus hat der Stadtrat früh Kontakt zur islamischen Gemein-

schaft in Frauenfeld gesucht. Nicht erstmals, sondern bereits vor einigen Jahren hat die Stadt, 

insbesondere die Fachstelle für Integration in Zusammenarbeit mit einer Ausstellung über den 

Islam eine künstlerische Ausstellung organisiert und bereits dort Kontakte gesucht und pflegt sie 

seitdem. Konkret wurde an einem runden Tisch im Sommer 2016 mit Vertretungen des Stadt-

rats, des Stadtpräsidenten und mir sowie des Präsidenten des Quartiervereins Kurzdorf Roli Marti 

wie auch dem Leiter Amt für Gesellschaft und Integration Markus Kutter sowie Vorstandsmit-

gliedern der islamischen Gemeinschaft ein offenes Gespräch geführt in Bezug auf den Mo-

scheebau. Alle Seiten sind und waren sich durchaus bewusst, dass angesichts islamistischer Ter-

rorakte und entsprechender medialer Berichterstattung auch die islamische Gemeinschaft in 

Frauenfeld hinterfragt wird und der Moscheebau kritisch beobachtet wird. Es liegt deshalb im 

Interesse der islamischen Vereinigung oder der islamischen Gemeinschaft in Frauenfeld, dass sie 

ein gutes Einvernehmen mit der Nachbarschaft und den Behörden pflegen. So fand vor der 

Grundsteinlegung Ende 2016 ein weiteres Treffen statt von unserer Stadtvertretung mit dem 

Vorstand und dem Imam. Es wurde auch vereinbart, dass bei Bedarf weitere Gespräche geführt 

und diese auch operativ vom Leiter des Amts für Gesellschaft und Integration koordiniert wer-

den. Dieser steht laufend in Kontakt mit Vertretern der Gemeinschaft sowie insbesondere dem 

Imam von Wil, der eine wichtige Bezugsperson auch für die hiesige Organisation ist. Der Präsi-

dent des islamischen Vereins oder der islamischen Gemeinschaft sowie der Kassier sind beide 

Vorarbeiter in lokalen Baufirmen in Frauenfeld und sind bestens mit unseren Begebenheiten 

vertraut. In diesem Zusammenhang haben wir unsere Sorge und unsere Befürchtungen ausge-

tauscht. Wir haben ein offenes Gespräch geführt über Befürchtungen, insbesondere zu extre-

mistischen Einflüssen in der Moschee oder im künftigen Moscheebetrieb. Die Vertreter der isla-

mischen Gemeinschaft, die beiden Anwesenden sind selber Familienväter und haben sich dahin-

gehend geäussert, dass auch sie das allergrösste Interesse daran haben, dass ihre Kinder keinen 

extremistischen Einflüssen unterworfen sind und darum sehr sorgsam die Entwicklung beobach-

ten. Die Moschee ist aktuell im Bau, die Eröffnung wird gefeiert werden und Vertretungen der 

Stadt wiederum eingeladen werden. Für den Stadtrat ist die Pflege eines Kontaktnetzes zu Ver-

einigungen und so auch zur islamischen Gemeinschaft wichtig. Die Kontakte sind je nach Zweck 

und Organisationsform institutionalisiert. Wir haben beispielsweise Treffen mit Wirtschaftsver-

bänden, mit Quartiervereinen, Kirchen etc. sporadisch oder situativ, wie dies im Fall der islami-

schen Gemeinschaft und anderen Vereinen ist.  

 

Gemeinderatspräsidentin Susanne Dreyer (CVP): Ich hoffe, dass alle Fragesteller mit den 

Antworten zufrieden sind, und danke dem Stadtrat für die interessanten Antworten. Sollten die 

Ratsmitglieder noch weitere Ergänzungsfragen haben oder wollen Sie unter dem Jahr noch et-

was wissen, können Sie sich auch direkt mit den Verantwortlichen in Verbindung setzen.  

 

Wir sind somit am Schluss der heutigen Traktandenliste angelangt. Die nächste Gemeinderatssit-

zung findet am Mittwoch, 25. Oktober 2017 um 18 Uhr statt.  

 

Ich bedanke mich bei Ihnen für die vielen Fragen unter Traktandum 2 und natürlich dem Stadt-

rat für die entsprechenden Antworten. Mein Dank geht an die Stadtgärtnerei für den wiederum 

schönen Blumenschmuck, an den Ratssekretär Herbert Vetter und sein Team für die tolle Vorbe-

reitung der aufliegenden Unterlagen und Beat Dürger und sein Team für die Bestuhlung in die-

sem ehrwürdigen Ratssaal. Ich erkläre die Gemeinderatssitzung für geschlossen und wünsche 

Ihnen allen eine gute Heimkehr.  

 



 

 

633 

- - - 

 
 
Schluss der Sitzung: 20.10 Uhr  

 

 
* * * 

 

 


